
Die Krise der Linkspartei und ihre Wurzeln

Hannes Hohn/Martin Suchanek, Revolutionärer Marxismus 43, Oktober 2011

Aus weiter Entfernung gilt die Partei DIE LINKE noch immer als Hoffnungsträger der Arbeiterklasse
in Europa. Nach ihrer Gründung wurde sie als ein bedeutender Schritt vorwärts begrüßt.

Doch aus der Nähe betrachtet war und ist die Partei keineswegs die herbeigesehnte hell strahlende
Sonne am Firmament der europäischen Linken, sondern eher ein erkalteter Gesteinsbrocken, ein
Hort reformistischer Öde, wo eigentlich revolutionärer Elan gefragt wäre.

Von den Erfolgen bei der Bundestagswahl zu den Niederungen der Gegenwart

Unmittelbar nach der letzten Bundestagswahl prallte eine Kritik an der Linkspartei noch an den
meisten ihrer Mitglieder – einschließlich ihres mehr oder minder linken Flügels – ab. Schließlich
kehrte der neue Besen zumindest auf elektoraler Ebene vergleichsweise gut.

Die Linkspartei schaffte es mit einem recht guten Ergebnis in den Bundestag. Landtagswahlen
wurden gewonnen. Die Partei wuchs, wenn auch nicht in dem Ausmaß, das manche OptimistInnen
gern gesehen hätten.

Doch 2010 war ein Jahr der Wende für die Linkspartei. Oskar Lafontaine trat als Parteivorsitzender
zurück. Ohne ihre Galionsfigur wird die Partei öffentlich deutlich weniger wahrgenommen – und wo
die neuen Vorsitzenden auftauchen, stellen sie bestenfalls einen müden Abklatsch des alten dar.

Zugleich traten auch die inneren Konflikte, die schon Lafontaines Rücktritt beschleunigt hatten, in
und außerhalb der Partei stärker ins Blickfeld.

Zweifellos wurde das durch eine Reihe schlechter Wahlergebnisse beschleunigt.

In Hamburg konnte DIE LINKE im Februar 2011 mit 6,4% ihr Wahlergebnis von 2008 halten. In
Sachsen-Anhalt verlor sie „nur„ 0,4% und erhielt im März 2011 23,7%. Aber auch in Baden-
Württemberg verlor die Partei trotz einer Massenbewegung gegen Schwarz-Gelb und erhielt gerade
2,8% (verglichen mit 3,1% 2006) – ein schlechteres Ergebnis als in Rheinland-Pfalz, wo die Linke mit
3% ebenfalls den Einzug in den Landtag verfehlte. Das stellt zwar einen Zuwachs von 0,4%
gegenüber den letzten Landtagswahlen dar, blieb aber deutlich unter ihrem Ergebnis bei den
Bundestagswahlen 2009 (9,4%). Auch in ihrer Hochburg Berlin verlor die Linkspartei zum dritten
Mal in Folge bei den Abgeordnetenhauswahlen: von 22,6% (2001) landete sie 2011 bei gerade 11,7%
und flog aus dem Berliner Senat – eine deutliche Quittung für ihre „linke” Regierungspolitik.

Doch nicht nur die Wahlergebnisse verschlechterten sich. Die Partei schrumpfte auch deutlich. Bei
ihrer Gründung 2007 hatte DIE LINKE insgesamt 71.711 Mitglieder in 16 Landesverbänden. In den
Folgejahren stieg die Zahl auf 75.968 (2008) und 78.046 (2009). 2010 schrumpfte die Mitgliedschaft
jedoch um fast 5.000 auf 73.658. (1)

Auffällig ist dabei, dass der Niedergang in 13 von 16 Bundesländern, also in Ost und West stattfand.
Nur in Nordrhein-Westfalen, Bremen und Hamburg wuchs die Partei. Den größten Rückgang hatte
das Saarland zu verbuchen, wo die Anzahl der Mitglieder um 1.302, also rund ein Drittel, fiel.
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Wie erklärt sich die Linkspartei die Krise?

Es stellt sich also die Frage, warum die „sozialistische“ Oppositionspartei an Wahrnehmbarkeit,
Anziehungskraft und schließlich auch an Mitgliedern verlor? Warum vermochte gerade die
scheinbar linkeste und radikalste Fraktion im Parlament von den zahlreichen Fehlern, Schwächen
und inneren Konflikten der Regierung nicht zu profitieren?

Die Linkspartei hat dafür zwei, für die bürgerliche Parteienlandschaft durchaus übliche,
Erklärungsmuster.

Erstens hätten die Themen den anderen Parteien in die Hände gespielt. Die Auseinandersetzung um
die Verlängerung der AKW-Laufzeiten wie der Kampf gegen Stuttgart 21 hätte v.a. die Grünen
begünstigt und die Aufmerksamkeit von der Linkspartei abgezogen.

Zweifellos hatten die GRÜNEN als Partei, die aus der Ökologiebewegung und aus dem Kampf gegen
die AKWs hervorgegangen ist, noch immer einen Bonus unter der Masse der mobilisierten
AtomkraftgegnerInnen. Doch das erklärt nicht, warum es DIE LINKE trotz jahrlanger Kämpfe nicht
vermochte, sich politisch-strategisch von den GRÜNEN abzusetzen. Hatte DIE LINKE schon kein
grundlegend anderes Programm zum Ausstieg aus der Kernkraft wie überhaupt zur Umweltfrage, so
trat sie erst recht nicht als aktivistische Partei auf. Während die GRÜNEN die Spitze der Bewegung
stellten und sogar einen gewissen Aktivismus für ihre AnhängerInnen zu bieten versuchten, war und
ist DIE LINKE kaum sichtbar.

Es ist daher kein Wunder, dass viele BewegungsaktivistInnen und viele bei Demonstrationen und
anderen Aktionen politisierte Jugendliche lieber das grüne Original kleinbürgerlich-reformerischer
Umweltpolitik wählten als die reformistisch-dröge Kopie der Linkspartei.

Zweitens hätten die bürgerlichen Medien DIE LINKE gegenüber anderen Parteien „benachteiligt“.
Diesen Vorwurf hatte schon Lafontaine erhoben und empirisch belegt. Wir haben keinen Zweifel
daran, dass DIE LINKE im privaten wie im öffentlich-rechtlichen Fernsehen und bei den
bürgerlichen Zeitungen benachteiligt wird.

Bei den bürgerlichen Medienmonopolen steht sie entgegen aller praktischen Erfahrung immer noch
unter „Kommunismusverdacht“. In Talkshows werden VertreterInnen der Linkspartei seltener
eingeladen – und dann vorzugsweise, um sie durch eine geballte neo-liberale und anti-sozialistische
„Expertenrunde“ zu „entlarven“, ein Geschäft, das den Bürgerlichen durch das oftmals peinlich-
dilettantische und unterwürfige Auftreten der LinksparteilerInnen erleichtert wird.

Typisch für das Herangehen der Linkspartei ist freilich, dass sie hinter dieser Benachteiligung
keinen Beleg für den strukturell bürgerlichen, pro-kapitalistischen und pro-imperialistischen
Charakter der Medienlandschaft erblickt, sondern allen Ernstes hofft, dass die bürgerlichen Medien
jemals eine aus der Arbeiterbewegung stammende Partei – und sei sie noch so reformistisch und
verbürgerlicht – „gleichbehandeln“ würden.

Drittens gelten die „Uneinigkeit“ und „dummen Äußerungen“ zum Kommunismus, Geburtstagsgrüße
an Castro oder Sponsoring für die Freunde der Berliner Mauer bei der „Jungen Welt“ als Faktoren,
die die Linkspartei weiter schwächen. Ein Teil davon kann getrost als Legendenbildung des rechten
Parteiflügels verstanden werden. Er selbst bedient gern die bürgerliche Skandalpresse, wenn z.B. in
rein denunziatorischer Absicht ein „Anti-Semitismus“ in der Linkspartei, genauer beim linken Flügel,
behauptet wurde. Hatte die bürgerliche Presse den „Skandal“ aufgegriffen, beklagte der rechte
Flügel zu allem Überdruss noch das „schlechte Erscheinungsbild“, das er selbst herbeigeführt hat.
Außerdem nutzten sie in Berlin und Mecklenburg-Vorpommern die „schlechte Presse“ auch, um von



der eigenen Verantwortung für mangelnde Wahlerfolge abzulenken.

Auch wenn die „schlechte Außendarstellung“, die es ja auch in der Phase des Hypes der LINKEN
gab, keine wirkliche Erklärung für ihre Krise ist, so gibt es doch einen rationalen Grund, warum in
der Linkspartei immer wider die „Kommunismusfrage“ als „Skandalfrage“ auftaucht. Bei allen
Differenzen teilen nämlich linker wie rechter Flügel, „Regierungssozialisten“ wie linke
ReformistInnen und insbesondere der stalinistische Traditionsbestand in der Partei die Einschätzung
der DDR, Kubas oder der ehemaligen Sowjetunion als „sozialistisch“. Sie ziehen daraus allerdings
diametral entgegengesetzte Schlussfolgerungen. Die vorgeblich „Linken“ in der Partei verklären die
Staaten des Ostblocks oder Kubas, in denen die stalinistische Bürokratie politisch herrschte und
nicht die Arbeiterklasse, als „sozialistischen Versuch“. Sie bestreiten, dass die Arbeiterklasse selbst
die Bürokratie hätte stürzen müssen, um den Weg zu einer sozialistischen Entwicklung frei zu
machen.

Aber auch der rechte Flügel sieht in diesen degenerierten Arbeiterstaaten im Grunde  sozialistische
Gesellschaften, denen es nicht an Arbeiterdemokratie, Räteherrschaft, effizienter demokratische
Planung und Internationalismus, sondern an bürgerlich-demokratischem Pluralismus und
marktwirtschaftlichen Elementen gemangelt hätte.

Eine solche Geschichtsbetrachtung des Stalinismus und das damit einhergehende
Sozialismusverständnis verweist auf jeden Fall darauf, warum die Linkspartei keine längerfristige
Perspektive für die Arbeiterklasse zu weisen vermag.

Zweifellos haben diese Faktoren zur Krise Linkspartei beigetragen. Sie erklären ihren elektoralen
Niedergang, ihre Mitgliederverluste und ihre geringe Mobilisierungsfähigkeit nicht grundsätzlich.
Sie sagen aber sehr viel aus über das politische Verständnis der Partei. Programmatisch hat DIE
LINKE, wie wir noch sehen werden, nichts grundsätzlich anderes als die tradierte Sozialdemokratie
zu bieten.

Wo sie an der Regierung ist – wie 10 Jahre in Berlin und aktuell in Brandenburg -, versucht sie sich
allenfalls in Wahlkampfperioden von der SPD links abzusetzen. Sie gibt dann allenfalls vor, sie hätte
in der vorhergehenden Legislaturperiode eine andere als stinknormale bürgerliche Politik auf
Kosten der Lohnabhängigen betrieben. In Nordrhein-Westfalen „duldet“ sie die Politik von Rot/Grün
– was sich v.a. als eine Geduldsprobe ihrer eigenen Mitglieder und WählerInnen entpuppt.

Wie jede andere reformistische Partei setzt DIE LINKE nicht auf die Mobilisierung der
Lohnabhängigen, der Jugend, ihrer Mitglieder und AnhängerInnen, sondern konzentriert sich fast
vollständig auf die parlamentarische und mediale Bühne.

Die Partei verlor nicht nur an Wahrnehmbarkeit in der Öffentlichkeit und an Mitgliedern. Sie konnte
sich auch als parlamentarische Opposition gegenüber der sozialdemokratischen und grünen
Konkurrenz wenig, im Grunde gar nicht profilieren. Im Gegenteil: sie erscheint zunehmend als
Anhängsel in der Oppositionsfamilie, als geradezu überflüssig. Und diesen Eindruck verstärkt die
Linkspartei durch ihr Handeln. Wer kein anderes Programm, keine anderen Lösungen hat als die
anderen Oppositionsparteien, dem fällt natürlich auch im Parlament nichts anderes ein als im
Oppositionseinheitsbrei mitzuschwimmen.

Im Folgenden wollen wir die aktuelle Krise der Linkspartei betrachten und ihre Ursachen
herausarbeiten. Während in der Linkspartei gern der „Kampf“ um das neue Parteiprogramm, dessen
Entwurf ironischerweise fast jede Führungsfigur „mitträgt“, als zentrale Auseinandersetzung
vorgestellt wird, gibt es eigentlich keine ernsthafte Bilanz der Arbeit  in Regierung und Opposition,
gibt es keine Auseinandersetzung über den Klassencharakter der real existierenden Partei DIE



LINKE.

Und erst recht gibt es keine Einschätzung und Bewertung der sozialen Ursachen dieser Politik.

Unserer Meinung nach fehlt gerade das Verständnis der wirklichen Taten an der Regierung und in
den Parlamenten, der fehlenden Taten in der Opposition. Doch gerade ihre soziale Verankerung und
tiefe Einbindung in das bürgerliche parlamentarische System macht die Politik der Linkspartei aus,
während die „Programmdebatte“ nur eine davon abgeleitete Auseinandersetzung darstellt.

Die Bilanz ihrer Regierungsarbeit und parlamentarischen Duldungspolitik

Reformistische oder linke Parteien, die Regierungen führen oder in Koalitionen eintreten, verklären
den Charakter ihrer Arbeit gern dadurch, dass sie auf einige große Reformen verweisen, die ihre
Regierungsarbeit letztlich rechtfertigen. So wird Willi Brandt regelmäßig mit „Demokratie wagen“
verbunden.

Ein großes „Reformversprechen“, das mit der Partei DIE LINKE in irgendeiner Regierung
verbunden wäre, fällt uns beim besten Willen nicht ein. Dafür aber Jahre und Jahrzehnte der
Umsetzung von Angriffen auf die Lohnabhängigen.

In Berlin und Brandenburg regiert(e) die Linkspartei in einer Koalition mit der SPD. Die politische
Bilanz der Politik der Linkspartei könnte jedoch in beiden Fällen nicht schlechter ausfallen.

In Berlin und Brandenburg wurden unter der SPD/Linken-Regierung alle arbeiterfeindlichen
Bundesgesetze und alle staatlichen Ordnungsmaßnahmen wie selbstverständlich umgesetzt: sei es
Hartz IV, seien es Abschiebungen von Flüchtlingen, die Zusammenarbeit im Rahmen von
Polizeieinsätzen oder die Wahrnehmung der Aufgaben der Überwachungsbehörden der Länder. All
das gilt in der Linkspartei als so „selbstverständlich“ und „natürlich“, dass kein Flügel der Partei
überhaupt auf die Idee kommt, diese grundlegende Einbindung in die tagtägliche Ausübung der
bürgerlichen Staatsgeschäfte – seien sie nur administrativer oder direkt repressiver Art – zu
thematisieren oder gar in Frage zu stellen.

Selbst die wenigen, von der Partei als „Reformpolitik“ gefeierten Projekte wie das Berliner
Vergabegesetz oder der „öffentliche Beschäftigungssektor“, zeigen, wie feige sich die Partei an die
Rahmenbedingungen des Krisen-Co-Managements hält. So wird im Vergabegesetz zwar für
Bewerber für öffentliche Aufträge ein Mindestlohn vorgeschrieben – mit 7,50 Euro Stundenlohn aber
an der untersten Grenze. Außerdem gilt dies nicht für Subauftragnehmer und schon gar nicht für
Altverträge (auch unter „Rot-Rot“ wurden damit weiterhin Lohndumping-Firmen wie die PIN-Post
beauftragt). Auch der „öffentliche Beschäftigungssektor“ erwies sich mit seinen 1.300 Euro-Jobs für
40-Stundenjobs, speziell in seinen Kombi-Lohnvarinaten, als Lohndumping-Instrument, das von einer
Vielzahl privater Firmen oder „Beschäftigungsgesellschaften“ genutzt wurde.

Problematisiert wird für die LinksparteilerInnen, genauer für die „Linken“ die
Regierungsbeteiligung überhaupt erst, wenn „Haltelinien“ für ebendiese überschritten würden. So
wäre Regierungsbeteiligung für SozialistInnen ganz in Ordnung, solange diese keinen Sozialabbau
betreiben, keine Beschäftigten im Öffentlichen Dienst entlassen, keine ParlamentarierInnen
bespitzeln, keine Privatisierungen durchführen.

Diese Liste rein negativer Bestimmungen lässt sich je nach Grad der „Radikalität“ oder des
„Realismus“ der jeweiligen KritikerInnen noch verlängern. Entscheidend ist dabei, dass die
Übernahme der „normalen“ Geschäfte des bürgerlichen Staates in der LINKEN keineswegs als
kritikwürdig, sondern als selbstverständlich gilt.



Das trifft auch auf die Linken in der Linkspartei zu. Diese haben zwar immer wieder Kritik an der
Regierungspraxis in Berlin und Brandenburg geübt – grundsätzliche Kritik am bürgerlichen Staat
haben sie aber nicht.

Sie fallen damit selbst weit hinter die deutsche Sozialdemokratie vor dem Ersten Weltkrieg zurück,
die ihre süddeutschen, rechten Regierungssozialisten noch regelmäßig politisch verurteilte, weil sie
sich überhaupt an Regierungsgeschäften beteiligten. In der Linkspartei denkt hingegen niemand
daran, solche Kritik zu erheben, ist doch auch der linke Flügel mittlerweile am Mitregieren beteiligt,
wenn auch in einer besonders verlogenen und feigen Form, der „Duldung“.

Regiert die Linkspartei in Brandenburg (und davor in Berlin, in Mecklenburg-Vorpommern und in
Sachsen-Anhalt), so hat sie sich in Nordrhein-Westfalen auf einen anderen Kurs verständigt, die
„Duldung“ einer rot-grünen Landesregierung. Das klingt linker und ist für Grüne und SPD wie für
die Linkspartei angenehmer. SPD und Grüne können so weiter fest behaupten, dass sie mit den
„Postkommunisten“ keine Regierung bilden würden. Die Linkspartei kann so tun, als hätte sie mit
ebendieser Regierung und ihrer Politik nichts zu tun.

Im Grunde ist die „Duldung“, wie sie in Nordrhein-Westfalen betrieben wird, eine
Regierungsbeteiligung für politische Feiglinge. Rot/Grün wird gehalten und gestützt – freilich ohne
dass die Linkspartei in den Sitzungen der Landesregierung etwas zu sagen hat.

Der praktische Vorteil der ganzen Sache besteht aber für DIE LINKE und deren linken Flügel, der in
Nordrhein-Westfalen sogar die Organisation dominiert, darin, dass er sich selbst, den Mitgliedern
und AnhängerInnen der Partei vormachen kann, er wäre gewissermaßen in Opposition. Betrug
kommt bekanntlich oft von Selbstbetrug – und damit ist die Linkspartei reich gesegnet.

Einher geht diese Politik mit peinlichem Dilettantismus. „Irrtümlich“ stimmte ein Teil der linken
Parlamentsfraktion gar für das Budget der Landesregierung, nachdem die Fraktion zuvor
beschlossen hatte, sich zu enthalten. Freilich wäre die Linkspartei nicht die Linkspartei, wenn
ParlamentarierInnen dies nicht damit entschuldigen würden, dass sie nicht gewusst hätten, worüber
gerade abgestimmt wird. Nehmen wir einmal an, dass diese haarsträubende „Erklärung“ stimmt.
Daraus lässt sich nur der Schluss ziehen, dass diese Fraktion eine Anhäufung schlafmütziger
IdiotInnen und notorischer „DulderInnen“ ist, die es offenkundig für das Natürlichste der Welt
halten, einer Regierungsvorlage zuzustimmen, auch wenn sie gar nicht wissen, was diese
vorschlägt!

Was diese „linke“ Fraktion von den rechten, überzeugten RegierungssozialistInnen aus Berlin und
Brandenburg unterscheiden soll – außer einem größeren Maß an Verlogenheit und Selbsttäuschung
– soll verstehen, wer will.

Die Regierungspraxis der LINKEN in Berlin und Brandenburg verdeutlicht natürlich auch, dass
Regieren in einer bürgerlichen Regierung immer über die reine Umsetzung von Vorgaben
hinausgeht, dass notwendigerweise auch die Lohnabhängigen, Jugendlichen, MigrantInnen,
RentnerInnen, Erwerbslosen angegriffen werden müssen, sollen die „Vorgaben“ der herrschenden
Klasse nicht offensiv gebrochen werden.

So haben LINKE und SPD im Berliner Senat mehr kommunale Wohnungen privatisiert, als alle
anderen Landesregierungen zuvor. So haben SPD und LINKE aufgrund der enormen Verschuldung
des Landes den Öffentlichen Dienst von der bundesweiten Tarifentwicklung, die ohnehin schlecht
genug ist, abgekoppelt.

So wird in Brandenburg weiter um den Ausbau der Braunkohleverstromung rumgeeiert. Und



„natürlich“ wollen die WirtschaftspolitikerInnen der Linken den Standort für das Kapital attraktiv
machen, sie locken mit „Wirtschaftsförderung“, also Subventionen für die Profitmacherei, die in
Berlin, Brandenburg und anderswo „natürlich“ von den SteuerzahlerInnen, also von den
LohnarbeiterInnen bezahlt werden.

In Nordrhein-Westfalen betreibt Rot/Grün im Grundsatz dieselbe Politik, die Linkspartei „gestaltet“
dort allerdings nicht, sondern (er)duldet nur.

Dass DIE LINKE nur in drei Bundesländern mehr oder weniger mitregiert(e), liegt bekanntlich nicht
am Willen der Linkspartei, sondern daran, dass entweder der rechte SPD-Flügel (Hessen,
Thüringen) oder die Grünen (Saarland) eine Koalition mit der Linkspartei verhindert haben.

Gerade im Saarland wäre eine solche Regierungsbeteiligung entlarvend geworden – auch wenn
mache naive Gemüter glauben machen wollten, dass Milch und Honig die Saar stromaufwärts
geflossen wären, wenn Oskar das Regierungszepter mitgeschwungen hätte. Sicherlich gibt es in und
um die Linkspartei WählerInnen, die trotz der langjährigen Erfahrung mit Lafontaine, einem alles
andere als „sozialistischen“ Ministerpräsidenten im Saarland, wirkliche Hoffnungen in eine solche
Regierung gesetzt haben. Gerade diese wären umso sicherer durch die Praxis zerstreut worden,
hätte die Linkspartei an der Regierung vorgeführt, was v.a. in Berlin geschah.

Für KommunistInnen ist die Regierungsbeteiligung der Linkspartei daher kein Grund zur Klage
darüber, dass die Partei „plötzlich“ nach rechts ginge und ihre AnhängerInnen enttäusche. Im
Gegenteil, an der Regierung zeigt DIE LINKE viel deutlicher ihr wahres, reformistisches, d.h.
letztlich bürgerliches Gesicht. Es ist im Grund sehr viel einfacher, die proletarischen AnhängerInnen
einer solchen Partei davon zu überzeugen, dass diese nicht einmal ihre Reformversprechen umsetzt,
ja oft nicht einmal umzusetzen versucht, wenn sie an der Regierung ist, also scheinbar über die
Macht verfügt, deren Fehlen sie in der Opposition so gern beklagt.

Bevor wir jedoch zur „Oppositionspraxis“ der Linkspartei kommen, wollen wir uns noch kurz einer
anderen Form der Übernahme staatlicher Funktionen, von administrativer Verantwortung
zuwenden, die bei den Diskussionen um DIE LINKE nur allzu oft unter den Tisch fallen.

Gemeinhin wird nämlich so getan, als wäre die Partei „nur“ in 2-3 Bundesländern in die bürgerliche
Exekutivgewalt integriert. Übersehen wird dabei die Einbindung der Partei in die unteren Ebenen
des bürgerlichen Staates, die kommunale Verwaltung. Auf ihrer Website macht  DIE LINKE dazu
folgende Angaben:

„294 Frauen (84) und Männer (210) sind derzeit mit einem Wahlvorschlag bzw. mit Unterstützung
der LINKEN in führende Verwaltungsfunktionen von Landkreisen, Städten, Gemeinden, Ämtern oder
Verwaltungsgemeinschaften gewählt worden.

Davon sind 80 hauptamtlich und 214 ehrenamtlich (4 hauptamtliche Landrätinnen/Land-räte, 6
hauptamtliche Oberbürgermeisterinnen/Oberbürgermeister, 49 hauptamtliche
Bürgermeisterinnen/Bürgermeister, 21 hauptamtliche Beigeordnete u.a. kommunale
Wahlbeamtinnen/Wahlbeamte, 79 ehrenamtliche Bürgermeisterinnen/Bürgermeister, 135
ehrenamtliche Beigeordnete, Ortsteilbürgermeisterinnen/Ortsteilbürgermeister,
Ortsvorsteherinnen/Ortsvorsteher u.a.). Außerdem stellen die LINKEN oder linke Listen mehr als
5.700 ehrenamtliche Mandate in kommunalen Vertretungen – zum Beispiel in Ortsteil-Beiräten,
Gemeinde- bzw. Stadtvertretungen, Kreistagen oder Regionalversammlun-gen (in dieser Übersicht
nicht enthalten). (Stand: 13. Juli 2011)“ (2)

Was treibt DIE LINKE in den „führenden Verwaltungsfunktionen“? Die Frage zu stellen, heißt, sie zu



beantworten. Sie übernehmen dort Verantwortung für den Lauf der kommunalen Geschäfte. Wie die
KommunalpolitikerInnen aller Parteien fordern sie eine andere, „gerechtere“ Verteilung der
Steuereinnahmen zugunsten der Kommunen. Ansonsten verwalten sie die mehr oder weniger große
Knappheit. Gemäß diesen „Sachzwängen“ werden auch von den BürgermeisterInnen u.a.
„führenden“ FunktionsträgerInnen kommunale Einrichtungen geschlossen, Personal entlassen oder
kommunales Eigentum privatisiert.

Jede/r BürgermeisterIn, ja auch hunderte Abgeordnete können davon ein Lied singen. Sie können
die „Nöte“ der Regierungsmitglieder und Abgeordneten in Berlin und Potsdam gut verstehen –
handeln sie doch im kommunalen Rahmen nicht anders, nur weiter weg vom Rampenlicht der
Öffentlichkeit. Aus eigener Erfahrung kennen sie die „Bürde“, Beschäftigte zu entlassen und durch
Ein-Euro-Jobber zu ersetzen. Aus eigener Erfahrung „wissen“ sie, dass das mit der
„Totalverweigerung“ nicht „so einfach“ ist, dass „man sich nicht (immer!) verweigern könne“.

Hinzu kommt, dass auf kommunaler Ebene die politischen und ideologischen Differenzen noch mehr
zu verschwinden scheinen als auf Länder- oder Bundesebene. Rasch finden sich hier PolitikerInnen
aller Parteien, echte „PraktikerInnen“, die „für die Menschen da sein“ wollen. Für den Erhalt oder
die Rettung der KITA mittels (Teil)privatisierung, für die verkehrsberuhigte Zone lässt sich leicht
der „parteiübergreifende“ Konsens finden, verfährt auch ein großer Teil der LinksparteilerInnen
nach dem Motto, dass „kommunale Interessen“ über „Parteiinteressen“ zu stehen hätten.

Auf dem Boden der scheinbaren, weil durch und durch bornierten Unschuld des kommunalen
Lebens, das sich den großen, insbesondere allen internationalen Themen gern so fern wähnt,
gedeiht die Klassenzusammenarbeit, schlägt tiefe Wurzeln nicht nur in der Praxis, sondern auch in
der politischen Mentalität. Hier gibt es keine „Haltelinien„ mehr. In der Idylle des lokalen
Mikrokosmos erwachsen vielmehr die ganz großen Koalitionen – dort, wo der bürgerliche
Staatsapparat durch tausend Fäden, Mandate, Haupt- und Ehrenämter, Ausschüsse und Beiräte mit
der Gesellschaft und mit den Parteien verwoben ist.

Die 294 MandatarInnen der Linkspartei, die „führende Verwaltungsfunktionen„ bekleiden, bilden
samt der Mehrzahl der 5.700 anderen MandatarInnen – also ca. 8% der Gesamtmitgliedschaft – den
Bodensatz ihres staatstragenden Reformismus.

Sie bilden – wie die Funktionäre in den sozialdemokratisch geprägten Gewerkschaften und
Betriebräten, die Parlamentsabgeordneten und deren Apparat – eine feste Basis für die
Parteibürokratie. Die kommunalen Abgeordneten stellen einen immer größeren Teil der aktiven
Parteimitglieder.

Das Ausblenden der kommunalen Ebene und der politischen Praxis eines großen Teils der aktiven
Mitglieder der Linkspartei verstellt den Blick auf ihren wirklichen Charakter wie auch auf die
Chancen ihrer „Linksentwicklung“. Mögen sich so manche „SozialistInnen“ und „Anti-
KapitalistInnen“ in der Linkspartei über diese reale Lage hinwegtäuschen – für eine objektive
Darstellung der Linkspartei ist das unmöglich.

Nicht nur die Abgeordneten, Regierungsmitglieder und ihre Apparate sind mit „Mit“regieren oder
Dulden beschäftigt. Ein Großteil der aktiven Funktionäre und Mitglieder verbringt seine Zeit v.a. mit
der Verwaltung des bürgerlichen Systems auf kommunaler Ebene – natürlich zum „Besten der
Menschen“.

Das ist auch Teil der Erklärung, warum es mit der „Oppositionspolitik“ der Linkspartei so dürftig
aussieht. Es ist eben eine grobe Täuschung, dass die Masse der AktivistInnen in der LINKEN mit
einer grundsätzlich anderen Aktivität befasst sei als die „Regierungssozialisten“. Sie tut das nur mit



reinerer, unschuldigerer, oft genug von keiner Kenntnis des Klassencharakters des bürgerlichen
Staates getrübten politischen Naivität. Besser wird die Sache dadurch allerdings nicht.

Und in der Opposition?

All das hindert DIE LINKE jedoch nicht zu proklamieren, sie wäre eine andere Partei als SPD und
Grüne, sie wäre gar eine Partei der „sozialen Bewegungen“, die den außerparlamentarischen Kampf
befördern wolle. Nun stellt niemand in Abrede, dass es viele AktivistInnen der Linkspartei gibt, die
in Abwehrkämpfen mitwirken, dass unter den Mitgliedern der Linkspartei der Anteil jener, die an
Anti-Krisenbündnissen teilnehmen, ja an manchen Orten diese Bündnisse auch mittrugen, ungleich
größer ist als der jeder anderen Partei.

Doch das darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Politik der Linkspartei in den Mobilisierungen
gegen die Krise einen durch und durch reformistischen Charakter hatte. Wie wir im Abschnitt zum
neuen Programmentwurf sehen werden – und dieser proklamiert Thesen, die eher links von der
realen Praxis der Partei stehen – vertritt die Linkspartei ein bürgerliches, keynesianisches
Antikrisenprogramm. Durch steuerfinanzierte Staatsinterventionen und Lohnsteigerungen sollen die
Binnennachfrage gesteigert, Arbeit geschaffen und die Umwelt gerettet werden und nebenbei die
„produktiven“ Unternehmen, die zur „Wertschöpfung“ beitragen, auch ihren Schnitt machen. Daher
gipfeln die Vorschläge der Partei und ihrer „oppositionellen“ Parlamentsfraktion auch regelmäßig
darin, dass eine andere, vernünftige bürgerliche Politik von der Regierung gefordert wird.

Dummerweise schwenkten auch SPD und Grüne auf einen, wenn auch verhalteneren
Keynesianismus um. Auch sie machten Vorschläge zur „Regulierung der Finanzmärkte“ oder zum
„Green New Deal“. Als selbst die Regierung (v.a. die Große Koalition) mit demagogischem Gerede
gegen das Finanzkapital herauskam und außerdem sozialpartnerschaftliche Maßnahmen zur
Krisenabfederung (ins. die Ausdehnung des Kurzarbeitergeldes) vereinbarte, hatte DIE LINKE
nichts Eigenständiges zu bieten. Der Parteivorsitzende Klaus Ernst und andere stellten die Sache
zwar so hin, dass die anderen Parteien und gar die Regierung dazu gezwungen worden seien, Teile
des Programms der Linkspartei zu übernehmen. Die anderen Parteien, so beklagten sie, würden
aber den eigentlichen Urheber und Erfinder dieser oder jener Regierungsmaßnahme nicht öffentlich
anerkennen. Dabei vergessen die Helden der Linkspartei freilich zu erwähnen, dass ihr Programm
und ihre Vorschläge zur Krisenbekämpfung selbst nur auf dem Mist des Keynesianismus gewachsen
sind.

Nicht minder wichtig war, dass die Linkspartei in den Bündnissen gegen die Krise alles daran setzte,
Forderungen, die die Gewerkschaftsführungen unter Druck setzen würden, zu blockieren.

Diese Politik war überhaupt kennzeichnend für diese „Oppositionspartei“. Sie kritisiert zwar die Gier
des Finanzkapitals, die asoziale Politik der Bundesregierung, ja auch die Verlogenheit und
Inkonsequenz von SPD und Grünen, die so taten, als hätten sie mit dem größten
Umverteilungsprogramm des letzten Jahrzehnts, der Agenda 2010, nichts zu tun gehabt.

Wenn es jedoch um die Politik der sozialdemokratisch geführten Gewerkschaftsbürokratie ging,
blieb und bleibt die Linkspartei stumm. Auf ihren bevorzugten Bündnispartner – die
Gewerkschaftsbürokratie – lässt DIE LINKE nichts kommen. Der Grund dafür ist einfach. Erstens ist
die Partei DIE LINKE selbst mit der Arbeiterbürokratie verbunden, konstituieren die Abgeordneten,
Funktionäre, der Apparat selbst einen Teil dieser reformistischen Bürokratie. Zweitens sind nicht
wenige sozialdemokratische Gewerkschafts- und Betriebsratsfunktionäre zur Linkspartei gewechselt
oder unterstützen sie.

Diese will die Partei um keinen Preis verprellen, ihnen soll Kritik nicht zugemutet werden. Und die



Gefahr, von links kritisiert zu werden, ist auch gering. Das liegt nicht nur daran, dass die Führung
der Linkspartei ihre Unzufriedenheit mit der Passivität der Gewerkschaftsbürokratie, ihrer Politik
der Klassenzusammenarbeit und nationalistischen Standortsicherung nicht offen angreifen will. Die
Führung der Linkspartei teilt vielmehr im Großen und Ganzen die Politik der
Gewerkschaftsführungen und hält sie für alternativlos.

Das ist auch nur folgerichtig für eine Partei, deren FunktionärInnen sich auf kommunaler und
Länderebene den Vorgaben des Kapitals beugen. Nur Träumer können erwarten, dass diese auf
gewerkschaftlicher und betrieblicher Ebene plötzlich keine Notwendigkeit zur Klassenkollaboration
sehen würden.

Wo es doch Vorbehalte gegen die Politik der Gewerkschaftsführungen gibt, behelfen sich die linken
LinksparteilerInnen dann damit, dass auch „die Basis“ nichts anderes wolle, so dass den armen
Bürokraten eben nicht viel mehr übrig bliebe, als „das Beste“ im Rahmen der Sozialpartnerschaft
herauszuholen.

Nun sind wir weit davon entfernt, die Kampfbereitschaft der ArbeiterInnen in ihrer Gesamtheit in
einem übertriebenen Licht darzustellen. Natürlich gab und gibt es auch unter den Lohnabhängigen
viele, die durch die Krise in Passivität getrieben wurden, die Angst haben, keine Perspektive sehen
oder darauf hoffen, durch etwas Verzicht das Schlimmste verhindern zu können.

Doch erstens wäre die Aufgabe einer sozialistischen Partei, diesen Stimmungen offensiv
entgegenzutreten und ein Anti-Krisenprogramm der Arbeiterklasse, das die Kosten der Krise dem
Kapital aufbürdet und nicht so tut, als könnten diese „gleichmäßig“ und „gerecht“ verteilt werden,
zu konzipieren. Zweitens hätte eine solche Partei eine Kampfperspektive – einschließlich des
politischen Massenstreiks bis hin zum Generalstreik, der Schaffung von Aktionskomitees, ihrer
Koordinierung usw. – aufzeigen müssen.

Die Linkspartei hat nicht nur all das nicht getan. Sie hat in ihrer Gesamtheit „natürlich“ auch jene
Kräfte in den Gewerkschaften, Betrieben, sozialen Bewegungen, die eine solche Richtung
befürworteten, eben nicht gegen die Bürokratie unterstützt. Und „natürlich“ hat sie in den Ländern,
wo sie mitregiert, auch die Abwälzung der Krisenlasten auf die Massen exekutiert – womit der „Anti-
Krisenkurs“ der Linkspartei immer schon äußerst fragwürdig und kompromittiert war. So hätte
natürlich auch jeder Gewerkschaftsbürokrat kritische Einwände seitens der Linkspartei leicht damit
kontern können, dass die ach so linke Partei selbst die durchaus moderaten Berliner
GewerkschafterInnen im Öffentlichen Dienst von rechts angreift.

Nicht minder zweifelhaft, ja in gewisser Weise noch erbärmlicher ist die Politik der Linkspartei in
anderen sozialen Bewegungen. In den letzten Jahren mobilisierten die Proteste und Aktionen gegen
die Atompolitik der Bundesregierung sowie gegen das Bahnprojekt Stuttgart 21 Hunderttausende.
Es waren zwei Massenbewegungen, die sich gegen CDU/FDP-Regierungen und gegen wichtige
Fraktionen des deutschen Großkapitals richteten.

Wo blieb dabei die Linkspartei? Konnte sie den Bewegungen ihren Stempel aufdrücken, hat sie eine
„linke Perspektive“ im Unterschied zu den Grünen und zur SPD aufgezeigt?

Die Linkspartei unterstützte zwar diese Bewegungen. Politisch blieb sie aber vollständig im
Schlepptau der GRÜNEN. Eine eigenständige, unabhängige Politik hatte sie nicht zu bieten.

Im Gegensatz zur SPD war die Linkspartei zwar von Beginn an gegen S 21. Ihre Aktivitäten
erstrecken sich auf die „GewerkschafterInnen gegen S 21“ und die „Jugendoffensive“, in der
hauptsächlich die SAV für die Linkspartei agierte.



Die Linkspartei war im Stuttgarter K 21-Bündnis vertreten, war aber an den Schlichtungs-
Verhandlungen nicht beteiligt. Zu keinem Zeitpunkt haben die VertreterInnen der Linkspartei
öffentlich den rechten Kurs der K-21-Führung um Stocker (SÖS) kritisiert, mit dem sie in einer
gemeinsamen Stadtratsfraktion sitzen und mit dem sie eine gemeinsame Zeitung – natürlich z.Zt.
mit Schwerpunkt S 21 – veröffentlichten.

Genauso wenig kritisierte die Linkspartei den Kurs der IG Metall-Führung in Baden-Württemberg,
welche die Gewerkschaft aus jedem Konflikt heraushielt, wenn auch LINKEN-Landesvorsitzender
Riexinger als ver.di-Chef von Stuttgart innerhalb der Gremien eine andere Position bezog als die IG
Metall. Der Spitzenkandidat zur Landtagswahl, Hamm, war aber IG Metall-Bevollmächtigter in
Aalen. Einerseits unterstützte er die „Gewerkschafter gegen S 21“, andererseits beugte er sich dem
Diktat des Metall-Bezirksleiters Hoffmann, der selbst offen als Unterstützer für S 21 auftrat, die IG
Metall aus dem Konflikt rauszuhalten.

In dieser Lage der doppelten Anpassung – einmal an die Mehrheitsströmung in der
Gewerkschaftsbürokratie, also die SPD, zum zweiten an SÖS und damit an die Grünen – konnte die
Linkspartei auch nicht mit eigenständigen Positionen wahrnehmbar sein, selbst wenn sie es gewollt
hätte.

Die Rolle der Linkspartei in Regierung und Opposition ist also direkt anti-proletarisch, lahm und
alles andere als sozialistisch. Sie entspricht auch der strategischen Ausrichtung der Partei auf die
Durchsetzung einer „anderen Politik“. Diese Formel ist nichts anderes als die politische
Vorbereitung einer Koalition mit SPD und Grünen oder die Duldung einer solchen Koalition als
scheinbar „radikalerer“ Zwischenschritt.

Auch wenn die Linken in der Linkspartei so tun, als wäre die Frage nach der Regierungsbeteiligung
eine „offene Frage“ für DIE LINKE, als wäre die Frage nach ihrem Klassencharakter offen – so trifft
das in Wirklichkeit nicht zu, wie wir schon in früheren Analysen zur PDS und zur Entstehung der
Linkspartei gezeigt haben.

Dass DIE LINKE Sozialabbau, wenn auch „sozial ausgewogen“, notwendige, wenn auch
„schmerzliche“ Einschnitte usw. mittragen wird, daran sollte niemand zweifeln.

Doch was, so würden AnhängerInnen der Linkspartei einwenden, ist mit der „Friedenspolitik“?
Diese rechnet sich die Partei als letztes, unbeflecktes Vorzeigeprojekt ihrer „Opposition“  an. Wie
wir bei der Betrachtung des Programmentwurfs sehen werden, sind ihre Vorschläge zur UNO, zur
NATO und zur EU usw. aber keineswegs besonders „oppositionell“.

Zu den Revolutionen im Nahen Ostern und in Nordafrika hatte die Linkspartei außer
demokratischen Gemeinplätzen nichts zu sagen. Von Solidarität mit Revolutionen, mit
Massenbewegungen, die nicht nur den Nahen Osten, sondern die ganze Weltlage auf revolutionäre
Weise erschüttern, will DIE LINKE nichts wissen. Daher hat die Partei auch keinerlei Initiative
ergriffen, eine Solidaritätsbewegung aufzubauen. Auch zu den Mobilisierungen gegen den
Afghanistankrieg u.a. Interventionen hat sie herzlich wenig beigetragen.

Wichtig ist jedoch, dass DIE LINKE die einzige Partei ist, die den Abzug aus Afghanistan und das
Ende der Auslandeseinsätze der Bundeswehr fordert. Auch wenn etliche Parteiführer immer
erklärten, dass der Abzug nicht als „sofortiger“, sondern als „schrittweiser“ verstanden werden
solle, so ist klar, dass die Haltung der LINKEN zu militärischen Interventionen im Ausland, die
Ablehnung der Transformation der Bundeswehr zu einer professionelleren Interventionsarmee usw.
der wohl letzte mögliche große Stolperstein für eine Koalition auf Bundesebene ist.



Es ist daher kein Zufall, dass die Parlamentsfraktion – angefangen mit Gregor Gysi – diese Frage
angehen muss. An der Bereitschaft, sich der deutschen, imperialistischen Außenpolitik letztlich
unterzuordnen, ließen der recht Flügel der Partei, aber auch ein großer Teil der keynesianischen
Mitte nie Zweifel.

So exponierte sich der Berliner PDS-Vorsitzende Klaus Lederer und Petra Pau, bis heute in der
Parteispitze, schon früh für die zionistische Politik Israels. Lederer schaffte es dabei, Grüne und SPD
rechts zu überholen und jede noch so kleine Kritik an Israel und seiner Repressionspolitik
anzugreifen. Petra Pau hat regelmäßig pro-zionistische und anti-deutsche Demos angemeldet.

In einer Rede zum „Anti-Imperialismus“ – genauer zur Kritik am Anti-Imperialismus – hatte Gysi die
Unterstützung Israels und dessen Existenzrecht nicht nur als ein Element der Staatsräson der
Bundesrepublik erklärt, sondern zu einer Staatsräson, die DIE LINKE ohne Wenn und Aber zu
verteidigen hätte.

Diese Offensive gegen linke und internationalistische Kräfte in der Partei hat die Parlamentsfraktion
in diesem Jahr fortgesetzt. Sie fand ihren vorläufigen Höhepunkt im Beschluss der
Parlamentsfraktion, jede ernsthafte Solidaritätsaktion mit den PalästinenserInnen zu unterlassen.

Der Klassencharakter der Linkspartei

Schon in früheren Beiträgen im „Revolutionären Marxismus“ (3) und in der „Neuen Internationale“
haben wir den Charakter der Linkspartei als bürgerlicher Arbeiterpartei (4) nachgewiesen. Unter
einer bürgerlichen Arbeiterpartei verstehen wir im Anschluss an Lenin und Trotzki eine Partei, die
das bürgerliche System verteidigt und sich in ihrem Handeln voll und ganz im Rahmen des
bürgerlichen parlamentarischen Systems bewegt – selbst wenn sie das „hohe Ziel“ des
„demokratischen Sozialismus“ proklamiert. Der Klassencharakter einer solchen, reformistischen
Partei ist grundsätzlich bürgerlich, weil es eben diese kapitalistische, bürgerliche Ordnung ist, auf
deren Boden sie sich bewegt und die sie letztlich auch verteidigt – sei es in ihrer Anerkennung des
bürgerlichen Staats und Gewaltmonopols, in ihrer Zielsetzung einer „gemischten“ Wirtschaft oder in
ihrer tägliche Praxis, wo sie selbst die Geschäfte der herrschenden Klasse in Regierungen und
Verwaltung übernimmt.

DIE LINKE unterscheidet sich jedoch – ähnlich der SPD – von anderen bürgerlichen Parteien wie
FDP, CDU/CSU oder auch den Grünen, weil sie sich historisch und sozial auf die Arbeiterklasse,
genauer auf die Bewegung diese Klasse, auf Gewerkschaften usw. stützt. Daher charakterisieren wie
sie als eine bürgerliche Arbeiterpartei. Sie organisiert und repräsentiert bei Wahlen einen
überdurchschnittlich großen Teil von Lohnabhängigen – im Fall der LINKEN v.a. lohnabhängige
RentnerInnen und Arbeitslose. Durch Reformversprechen und eine soziale wie historische Bindung,
der zufolge sie ihren AnhängerInnen als eine Interessenvertretung der Lohnabhängigen oder der
„Armen“ oder wenigstens als „kleineres Übel“ erscheint, erweist sich eine solche bürgerliche
Arbeiterpartei als eine wichtige Stütze der bürgerlichen Demokratie für die Herrschenden, weil sie –
über Wahlen, Mitgliedschaften, v.a. aber die Kontrolle der Gewerkschaften und Betriebsräte – eine
Integration der LohnarbeiterInnen in das System schafft, wie es „normale“ offen bürgerliche
Parteien, die keine organische Basis in der Arbeiterbewegung haben, nicht gewährleisten können.

Für KommunistInnen ist es daher eine Schlüsselfrage, wie diese organisierten ArbeiterInnen,
GewerkschafterInnen, proletarischen WählerInnen – also wichtige Teile der Arbeiterklasse – von den
ReformistInnen gebrochen werden können. Dazu ist erstens ein klares Verständnis dieser Parteien
nötig, deren systematische Kritik und Entlarvung, aber auch die Anwendung der Einheitsfronttaktik
auf allen Ebenen gegenüber diesen Organisationen.



Zum Verständnis einer solchen, reformistischen bürgerlichen Arbeiterpartei gehört aber auch ein
klarer Blick darauf, auf welche Schichten der Klasse sich diese Partei v.a. stützt und welche soziale
Schicht sie im Inneren beherrscht.

Die eigentlich soziale Basis der bürgerlichen Arbeiterparteien bildet die Arbeiteraristokratie. Das
lässt sich auch mit Blick auf die Linkspartei – wenn auch weniger eindeutig als bei der SPD – zeigen.

Betrachtet man die Mitgliedschaft der Linkspartei, so könnte wohl am ehesten von einer
Rentnerpartei gesprochen werden. Zur Zeit der Parteigründung lässt sich sagen:

„Der Anteil der unter 30jährigen liegt bei 4 Prozent, der Anteil der Mitglieder zwischen 31 und 60
Jahren liegt bei 28 Prozent und der Anteil der über 60jährigen bei 68 Prozent.“ (5)

Freilich gehören auch RentnerInnen bestimmten sozialen Klassen an und gerade im Osten handelt
es sich dabei v.a. um ehemalige Lohnabhängige, darunter viele einstige Staatsbedienstete.

Mit der WASG hat sich der Charakter der LINKEN als bürgerliche Arbeiterpartei wohl eher noch
verstärkt:

„Die WASG verstand sich – im Unterschied zur PDS – hinsichtlich ihrer Mitgliedschaft auch eher als
eine Partei der Arbeiter, vor allem Gewerkschafter und Betriebsräte und der mittleren Angestellten
im öffentlichen Dienst. Die Sozialstruktur der Quellpartei PDS hatte sich in den letzten Jahren kaum
verändert: 77 Prozent der Mitglieder waren Rentner, Vorruheständler oder Arbeitslose. Schüler,
Studenten und Auszubildende stellten drei Prozent, Arbeiter acht Prozent und Angestellte 18
Prozent.“ (6)

Auch hinsichtlich der Wählerschaft stellt sie fest:

„DIE LINKE hat es geschafft, sich als Partei der Arbeiterschaft, der Gewerkschaften und
Arbeitslosen und der subproletarischen Schichten aufzustellen und dabei zugleich ihren Rückhalt in
Teilen sozial orientierter Mittelschichten auszubauen.“ (7)

Auch die Wahlen der letzten Jahre belegen, dass DIE LINKE v.a. im Westen aber auch im Osten
(trotz ihrer Politik) ihren Anteil unter WählerInnen bei den ArbeiterInnen und Angestellten ausbauen
konnte, v.a. aber von Arbeitslosen überdurchschnittlich stark gewählt wird.

Als bürgerliche Arbeiterpartei stützt sie sich jedoch nicht nur auf eine proletarische Wählerschaft
und, in geringerem Maße, Mitglieder, sondern hat auch eine gewisse Verankerung in den
Massenorganisationen der Klasse. So ist die Verankerung der LINKEN gegenüber der PDS in den
Gewerkschaften (darunter auch im Apparat und unter den Betriebsräten) auf Kosten der SPD
gestiegen. Ebenso hat sie v.a. im Osten nach wie vor eine Reihe von Massenorganisationen
(Volkssolidarität, Arbeitslosen-verbände), die der Linkspartei angelagert sind.

Die Rolle der Bürokratie

Auf Basis ihrer sozialen Stütze in der Arbeiterklasse und v.a. in der Aristokratie beherrscht freilich
nicht einfach eine „Arbeiterschaft“ oder eine „Aristokratenschicht“ die bürgerliche Arbeiterpartei,
sondern – ähnlich den Gewerkschaften in der imperialistischen Epoche – eine bürokratische Kaste.
Die Arbeiterbürokratie ist nicht nur nicht identisch mit der Aristokratie, sondern auch nicht Teil der
Arbeiterklasse, sondern ein besonderer Teil der lohnabhängigen Mittelschichten, wie wir im RM 42
nachgewiesen haben (8).

Als eine besondere Form lohnabhängiger Mittelschichten sind ihre Pfründe und Privilegien letztlich



von der Stärke von Gewerkschaften und bürgerlichen Arbeiterparteien abhängig, entweder direkt in
Form von Beiträgen oder über die Parteienförderung, die im Verhältnis zu den Wahlresultaten, also
dem Zuspruch durch die Lohnabhängigen steht. Daraus wird der hauptamtliche Apparat bezahlt, der
bis in die unteren Chargen auch hunderte Mitglieder in der Linkspartei ausmacht.

Zur Bürokratie gehören auch hauptamtliche Abgeordnete, MitarbeiterInnen in den Stiftungen (die
es in den meisten Ländern gibt), hauptamtliche Funktionäre in den Kommunen und Landkreisen
samt deren „Mitarbeiterstab“, der tw. vom bürgerlichen Staat finanziert wird.

So wie die hauptberuflichen ParlamentarierInnen bilden auch die Arbeiterbürokraten in den
Gewerkschaften und Betriebsräten (o.a. proletarischen Massenorganisationen), die sich zur
Linkspartei bekennen, eine Stütze und Teil der Bürokratie, welche DIE LINKE dominiert.

Diese Schicht umfasst hunderte hauptamtliche Funktionäre samt hauptamtlichem Stab. Sie
konstituiert die Parteibürokratie, welche DIE LINKE beherrscht und gegen jede Reformierung zu
einer revolutionären Partei immunisiert. Dies ist auch der Grund, warum die reformistische,
staatstragende Linkspartei nicht revolutioniert werden kann, sondern als bürgerliche Stütze des
bestehenden Systems in der Arbeiterbewegung bekämpft werden muss.

 

Tabelle: Abgeordnete in den Parlamenten (Stand: 23. Mai 2011) (9)

                                                                     Gesamt       Frauen     Anteil Frauen (%)

Europäisches Parlament                           8               4             50

Bundestag                                                   76             41             54

Abgeordnetenhaus Berlin                        22             12             55

Landtag Brandenburg                               25             12            48

Bürgerschaft Bremen                                  5              2             40

Bürgerschaft Hamburg                               8              5             63

Landtag Hessen                                          6              3             50

Landtag Mecklenburg-Vorpommern      13              6             46

Landtag Niedersachsen                           10              5            50

Landtag NRW                                              11              6            55

Landtag Saarland                                       11              5            45

Landtag Sachsen                                       29            15            52

Landtag Sachsen-Anhalt                          29            13            45

Landtag Schleswig-Holstein                     6              3            50

Landtag Thüringen                                    26            15            58



 

Programm und Programmdebatte – Tapezieren im Reformhaus

Nachdem die Fusion von PDS und WASG nur auf Basis „programmatischer Eckpunkte“ stattfand,
legte der Vorstand der Linkspartei den Entwurf eines neuen Parteiprogramms vor, der auf dem
Rostocker Parteitag im Mai 2010 beschlossen werden sollte. Dieser Termin konnte nicht gehalten
werden, der Entwurf wurde daher von einer Programmkommission noch einmal überarbeitet (auch
wenn das an seiner Substanz nicht viel änderte). Er liegt nun vor (10) und soll am Erfurter Parteitag
2011 „endgültig“ beschlossen werden.

Diese Verzögerung war kein Zufall, sondern ist verbreitete Praxis bei der Formierung
reformistischer oder zentristischer Organisationen. Strategie, Taktik und die politische Methode der
Partei bleiben im Ungefähren. So entziehen sie sich einer Überprüfung anhand der Praxis.
Kurswechsel und Manöver der Führung bzw. des Apparats sind möglich, ohne mit dem Programm zu
kollidieren oder Debatten zu provozieren. Die Verortung der eigenen Politik innerhalb eines
historischen Zusammenhangs und innerhalb der Traditionen und Erfahrungen der
Arbeiterbewegung wird „umgangen“. Dass DIE LINKE nun ein „richtiges„ Programm erhalten soll,
ist zu begrüßen – soweit damit eine wirkliche Diskussion verbunden ist.

Die Programm-Debatte muss vor dem Hintergrund der tiefen Wirtschaftskrise und der daraus
folgenden forcierten Angriffe auf die Massen gesehen werden. Wir wollen deshalb in diesem
Abschnitt v.a. fragen, wie das Programm die Krise einschätzt, welche Vorschläge es zum
Vorantreiben von Widerstand macht und welche historische Perspektive es weist.

Historische Standortbestimmung

Der Programmentwurf versucht (v.a. in den ersten beiden Abschnitten), eine historische Einordnung
der LINKEN vorzunehmen. Als allgemeines Ziel wird formuliert:

„Wir wollen eine Gesellschaft des demokratischen Sozialismus aufbauen, in der die wechselseitige
Anerkennung der Freiheit und Gleichheit jeder und jedes Einzelnen zur Bedingung der solidarischen
Entwicklung aller wird.“ (11)

Dieser Anklang an Marx ist allerdings auch schon alles, was mit dessen Vorstellung von
Sozialismus/Kommunismus und dem Weg dahin zu tun hat. Anstatt einer Revolution als
Vorbedingung zur Entwicklung gen Kommunismus sieht der Programmentwurf einen „längere(n)
emanzipatorische(n) Prozess (vor), in dem die Vorherrschaft des Kapitals durch demokratische,
soziale und ökologische Kräfte überwunden wird und die Gesellschaft des demokratischen
Sozialismus entsteht.“ (12)

Von der Notwendigkeit der Zerschlagung des bürgerlichen Staates und dessen Ersetzung durch die
Räte-Herrschaft der Arbeiterklasse ist dabei ebenso wenig die Rede wie von der Enteignung der
Bourgeoisie als Klasse und der Einführung einer demokratischen Planwirtschaft.

Methodisch nimmt der Programmentwurf eine etwas andere Akzentuierung als in den früheren
Programmen der PDS vor. Waren diese reine Minimal-Maximal-Programme, bei denen Tagesfragen
mit der Frage des Sozialismus völlig unverbunden waren, so versucht der jetzige Entwurf auf seine
Art, einen Zusammenhang herzustellen – durch ein Konzept permanenter Reformen.

Dieses Modell permanenter Reformen, die schließlich zu einer neuen Gesellschaftsqualität führen
sollen, blendet aber nicht nur zentrale theoretisch-methodische Fragen aus, es abstrahiert auch



vollkommen von historischen Erfahrungen. Das beginnt damit, dass die simple Tatsache, dass es
noch nie gelungen ist, durch Reformen den Kapitalismus zu überwinden, ignoriert wird. Es geht
damit weiter, dass eine Reihe von Möglichkeiten im 20. Jahrhundert, den Kapitalismus zu stürzen,
nicht erwähnt oder falsch interpretiert werden.

„Nach dem Krieg wurden unter dem Einfluss der Siegermächte in Westeuropa bürgerliche
Demokratien mit kapitalistischer Wirtschaftsordnung und in Mittel- und Osteuropa Staaten mit
sozialistischem Anspruch aufgebaut. (…)In Westdeutschland blieben, wie in anderen Ländern
Westeuropas, sozialistische Neuordnungsbestrebungen nach dem Krieg erfolglos.“ (13)

Warum wurden z.B. in Frankreich und Italien 1944/45 – nachdem die deutschen Faschisten
vertrieben, die einheimischen Staatsapparate stark geschwächt, die Arbeiterklasse tw. bewaffnet
war und es Elemente von Doppelmacht gab – also revolutionäre oder mindestens vor-revolutionäre
Situationen gegeben waren – bürgerliche Demokratien aufgebaut, statt den Kapitalismus zu stürzen?
Darauf gibt das Programm keine Antwort. Dabei wäre sie sehr einfach. Die moskautreuen KPen
hatten eine rein bürgerlich-demokratische Orientierung. Von „sozialistischen
Neuordnungsbestrebungen“ war keine Rede – es sei denn bei der IV. Internationale. Doch dieses
Thema ist in der LINKEN seit je ein Tabu.

Auch die kampflose (!) Niederlage der deutschen Arbeiterbewegung gegen den Faschismus wird
verklärt:

„Der Widerstand von Kommunistinnen und Kommunisten, von Sozialdemokratinnen und
Sozialdemokraten, von Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern, religiös engagierten Menschen
und anderen gegen die nun einsetzende nationalsozialistische Barbarei war letztlich erfolglos.“ (14)

Warum war er erfolglos? Lag es nur (wie später im Text suggeriert wird) an der Spaltung der
Arbeiterbewegung? Die Autoren des Programmentwurfs scheuen sich auch hier, die falsche Politik
von SPD und KPD als Hauptursachen des Desasters zu benennen.

Diese Geschichtsklitterung wird noch durch offensichtliche Lügen wie die folgende ergänzt: „Die
Kommunistische Partei war in der 1949 gegründeten Bundesrepublik Deutschland schwach …“. (15)

Tatsächlich war die KPD schon Ende 1945 wieder eine Massenpartei (1945 hatte sie 75.000
Mitglieder in den Westzonen, 1948 schon rund 300.000). In einigen wichtigen Industriezentren
vertrat sie sogar die Mehrheit des Proletariats. Ihre schnelle Erosion ist zwar auch der Repression
und dem Anti-Kommunismus geschuldet, mindestens genauso aber der stalinistischen Politik, die sie
vertrat. Sie orientierte nicht auf eine sozialistische Umwälzung und die Machtergreifung des
Proletariats, sondern auf die Errichtung eines demokratischen, antifaschistischen, gleichwohl aber
kapitalistischen Deutschlands, das als Pufferstaat zwischen dem Westen und der UdSSR fungieren
sollte. Das bedeutete, dass sich die KPD in der unmittelbaren Nachkriegsphase gegen eine soziale
Umwälzung stellte (tw. expliziter als die SPD) und auch die Politik der Besatzungsmächte, die sich
ihrerseits gegen jede selbstständige Regung des Proletariats richtete, verteidigte.

Angesichts dessen erweist sich die selbstbewusste Behauptung des LINKEN-Programms, „der
unwiderrufliche Bruch mit dem Stalinismus als System“ (16) gehöre zum Gründungskonsens der
SED-PDS wie ihrer Nachfolgerin der LINKEN als komplette Selbsttäuschung. Wie das gesamte
Programm zeigt, werden wesentliche strategische Elemente des Stalinismus wie die
Volksfrontstrategie, die Ablehnung der Räte-Demokratie u.a. Elemente selbstbestimmter
Organisation der Arbeiterklasse und der strategische Kompromiss mit dem Imperialismus
(„friedliche Koexistenz“ als Strategie anstelle der Förderung der Weltrevolution) in ihrem
konterrevolutionären Wesen nicht verstanden und tw. unverändert weitergeführt, z.B. bei der



volksfrontartigen Bündnispolitik, die auf den Einschluss bürgerlicher Kräfte setzt.

Geschichte

Das Programm der LINKEN versucht, die grundlegenden Brüche in der Arbeiterbewegung des
letzten Jahrhunderts nicht zu erklären und zu bewerten, sondern zu verkleistern.

„1914 spaltete die Haltung zum Krieg die deutsche Sozialdemokratie. Die SPD-Führung
befürwortete die Politik der nationalistischen Abgrenzung und stimmte schließlich für den Krieg.
Der europäische Zusammenhalt der Arbeiterschaft für den Frieden wurde aufgegeben. Gegen diese
verheerende Entwicklung der deutschen Sozialdemokratie leisteten neben vielen anderen Karl
Liebknecht und Rosa Luxemburg Widerstand, den sie mit dem Leben bezahlten. Die deutsche
Revolution von 1918/19 war eine sozialdemokratische Revolution, die mit Hilfe der
sozialdemokratischen Führung niedergeschlagen wurde. Gegensätzliche Haltungen zur Revolution
in Deutschland und später auch zur Sowjetunion vertieften die Spaltung der Arbeiterbewegung. Die
USPD, die KPD und linkssozialistische Bewegungen gehören heute ebenso zum Erbe der LINKEN
wie die Geschichte der Sozialdemokratie.“ (17)

Dieser Passus trieft nicht nur vor einer unverschämten Entstellung der Revolution von 1918/1919, er
ist auch insofern eine Zumutung, als die Linkspartei auch noch das revolutionäre Erbe der
Arbeiterbewegung reformistisch eingemeinden will. Die LINKE stützt sich eben auf alle – auf
Luxemburg und ihre Schlächter – und verwischt so deren Spuren.

Entscheidend ist dabei aber auch, dass der historische Verrat der Sozialdemokratie 1914 für DIE
LINKE offenkundig keinen qualitativen Bruchpunkt in der Geschichte dieser Partei darstellt, nämlich
ihr vollständiges und unwiederbringliches Übertreten in das Lager des Reformismus und Sozial-
Chauvinismus. Seit 1914 ist der Klassencharakter der SPD klar bürgerlich. Sie steht fest auf dem
Boden der Verteidigung der kapitalistischen Eigentumsordnung – trotz ihres Festhaltens an einem
sozialistischen „Endziel“, das jedoch für die reale Politik der Partei keine praktische Bedeutung hat,
sieht man davon ab, dass sich so die eigenen AnhängerInnen und die Arbeiterklasse insgesamt
leichter über die Niederungen der sozialdemokratischen Zugeständnisse an die Kapitalisten
hinwegtrösten lassen.

Was an der SPD gegenüber anderen bürgerlichen Parteien besonders bleibt, ist der Umstand, dass
sie historisch und sozial aus der Arbeiterbewegung stammt und sich auf die Arbeiterklasse stützt,
dass sie eine bürgerliche Arbeiterpartei ist. Noch heute dominiert die SPD trotz ihres Niedergangs
die Gewerkschaften und über sie die Arbeiterklasse. Daher braucht es besonderer Taktiken,
einschließlich Forderungen an die sozialdemokratischen Führungen in der Partei und in den
Gewerkschaften, um die Lohnabhängigen von der SPD zu brechen.

Die behauptete Kontinuität der SPD seit ihrer Gründung bis in die 70er Jahre und darüber hinaus
dient der Linkspartei dazu, die historische Spaltung zwischen Sozialdemokratie und Kommunismus
zu negieren. Das ist vom Standpunkt der reformistischen Politik der Linkspartei verständlich und
auch folgerichtig, denn sie will vom unversöhnlichen Gegensatz von reformistischer, also
bürgerlicher Arbeiterpolitik und kommunistischer Politik nichts wissen.

Programmatische Methode

Beim Programmentwurf fällt allgemein auf, dass er zwar viele Forderungen hat, dass aber
vollkommen unklar ist, welchen Stellenwert sie für die Praxis und die Strategie der Partei haben.
Dieses Manko ist jedoch durchaus typisch für reformistische Organisationen. Schließlich will die
Parteiführung nicht gern an den eigenen Versprechen gemessen werden. Sie will freie Hand haben



und sich nicht mit Forderungen ihrer Mitglieder und AnhängerInnen konfrontiert sehen, welche die
Erfüllung der Versprechen einfordern und Rechenschaft verlangen könnten. Das trifft umso mehr
zu, wenn die LINKE in Koalitionsverhandlungen geht oder sich an Regierungen beteiligt. Für solche
Fälle sind allgemeine soziale Formeln der Bürokratie angenehmer, weil sie immer in die eine oder
andere Richtung ausgelegt werden können.

Konkret kommt diese Haltung in der Frage der Beteiligung an bürgerlichen Regierungen zum
Ausdruck. Die Regierungsbeteiligungen der LINKEN bzw. der PDS haben immer gezeigt, dass sie
letztlich nicht zu „sozialerer“ Politik führen, sondern zur Verwaltung des Kapitalismus und seiner
Krise unter linkem Logo. Diese Tatsachen führten zu massiver Kritik an der LINKEN und bescherten
ihr tw. dramatische Verluste bei Wahlen und stießen viele AktivistInnen ab.

Wer nun im Programmentwurf eine klare Position zur Regierungsfrage erwartet hatte, sieht sich
jedoch enttäuscht. Was wir finden, ist lediglich eine Kompromissformel, die – wie bisher – „linken“
Regierungsprojekten keine Steine in den Weg legt. Statt einer klaren Absage an jede Beteiligung an
einer – bürgerlichen! – Regierung sieht das Programm auch weiterhin eine solche vor, wenn es sich
um eine Regierung handelt, die keinen Sozialabbau usw. betreibt. In der Praxis bedeutet diese
Formel, dass die eigene Sozialabbau-Politik dann damit begründet wird, dass es ja ohne die LINKE
noch viel schlimmer gekommen wäre. Trotz der „linken“ Formulierung öffnet also auch das neue
Programm jeder Regierungsbeteiligung Tür und Tor.

Die Beteiligung an bürgerlichen Regierungen ist allerdings durchaus Ausdruck der reformistischen
Gesamtstrategie der LINKEN. Da sie die Revolution, den Klassenkampf bis hin zum Sturz des
Kapitalismus und zur Machtergreifung der Arbeiterklasse ablehnt, bleibt ihr nichts weiter übrig, als
die Institutionen und Mechanismen der bürgerlichen Gesellschaft zu nutzen, um gesellschaftliche
Veränderungen zu erreichen.

Insgesamt offenbart der Entwurf ein Programmverständnis, das methodisch im Reformismus und
Stalinismus wurzelt. Es ist vom Programm-Typ ein Minimal-Maximal-Programm, d.h. der Sozialismus
als „historisches Endziel“ steht – trotz der scheinbaren Verbindung durch einen  längeren
„transformatorischen Prozess“ – unverbunden neben (oft durchaus richtigen) Alltagsforderungen.
Die Kämpfe um höhere Löhne, gegen Sozialabbau, Hartz IV usw. sind aber nicht mit dem Kampf um
den Sozialismus verwoben. Der Sozialismus ist als Losung im Grunde hier nichts anderes als das
Amen in der Sonntagspredigt.

Der zentrale Mangel des hier vorgeschlagenen Programms besteht also darin, dass es kein
Programm von Übergangsforderungen ist. Ein solches „Übergangs-Programm“ würde die
Alltagskämpfe mit der Perspektive der Machtergreifung der Arbeiterklasse verbinden. Diese
Verbindung käme allerdings nicht etwa dadurch zustande, dass Forderungen wie „Gegen
Entlassungen! Für Verstaatlichung!“ usw. einfach mit der Losung „Für Sozialismus!“ ergänzt
werden. Die Verbindung käme z.B. dadurch zustande, dass die Selbstorganisation der Klasse
gefördert wird, dass die Klasse sich eigene Machtpositionen und -organe im Betrieb, im Stadtteil
und letztlich in der Gesellschaft erkämpft. Solche Forderungen sind z.B. jene nach Arbeiterkontrolle
über Produktion, Verteilung, Verstaatlichung, Sicherheitsstandards usw.; es sind Forderungen nach
Streikkomitees, die von der Basis direkt gewählt und ihr verantwortlich sind; es sind Forderungen
zur Schaffung von Streikposten, Arbeitermilizen, Preiskontrollkomitees usw. bis hin zu Räten und
einer Arbeiterregierung, die sich auf die Mobilisierungen und Kampforgane der Klasse stützt.

Diese – und nur diese – Übergangsmethodik würde programmatisch das repräsentieren, was Marx
über den Sozialismus sagte: dass er die „wirkliche Bewegung“ ist und nicht etwa nur eine „Vision“
oder „Utopie“, wie es DIE LINKE gern formuliert. Diese Elemente fehlen im Programmentwurf
völlig. Konkret bedeutet das aber, dass die Arbeiterklasse in ihrem Kampf über das, was sie als



Führungen und Strukturen vorfindet, nie hinaus kommt; es bedeutet, dass das Proletariat völlig den
reformistischen Parteien, den Gewerkschaftsapparaten, den Betriebsräten, dem Parlamentarismus
ausgeliefert bleibt.

Das Fehlen von Übergangsforderungen bedeutet, dass die Klasse sich in ihrem Kampf bürgerlichen
Strukturen und Ideen unterordnet. Gemäß den „ProgrammiererInnen“ der LINKEN soll also die
gesellschaftliche Dynamik zur Überwindung des Kapitalismus in den Bahnen der alten Gesellschaft,
also zu den Bedingungen der Bourgeoisie erfolgen. Daran ändern auch ein paar Volksentscheide
oder ein bisschen mehr „Mitbestimmung“ nichts.

Methodisch wurzelt all das letztlich in einer undialektischen Sichtweise von Geschichte und
Klassenkampf. Das Prinzip des Minimal-Maximal-Programmes entspricht der Vorstellung von
gesonderten, nicht miteinander verbundenen Etappen der Revolution bzw. des historischen
Prozesses allgemein. Wie im Stalinismus, der die Revolution auf die demokratische Phase
beschränkte, geht es auch der LINKEN um begrenzte Reformen. Dass selbst diese objektiv oft eine
Dynamik Richtung Sozialismus haben, dass selbst die Umsetzung grundlegender bürgerlich-
demokratischer Aufgaben im imperialistischen Zeitalter nur durch das Proletariat und unter dessen
Führung errungen und durch den Sturz der Bourgeoisie gesichert werden können, bleibt der
LINKEN ein Buch mit sieben Siegeln.

Der mechanischen Vorstellung separater Entwicklungsetappen steht Trotzkis Theorie der
Permanenten Revolution konträr gegenüber. Trotzkis Ideen bewahrheiteten sich positiv in der
Russischen Revolution und negativ – indem die Stalinisten jede revolutionäre Möglichkeit in das
Prokrustesbett ihres Etappen-Modells zwängten und so die Weiterführung der Revolution
verhinderten.

Das marxistische Programm-Verständnis geht vom aktuellen Stand des (internationalen)
Klassenkampfes aus und unterbreitet Vorschläge, wie der Klassenkampf – wie also Aktion,
Bewusstsein und Organisierung – voran gebracht werden kann. Das impliziert auch, konkret zu
benennen, welche Kampfformen, welche Konzepte, welche Organisationen und Führungen den
Kampf behindern, schwächen oder falsch orientieren und wie die Klasse den Einfluss dieser
Faktoren überwinden kann.

Nicht so das Programm der LINKEN! Hier wird die zentrale Frage, warum der Widerstand gegen die
Auswirkungen der Krise hierzulande bisher so schwach war, erst gar nicht gestellt. Die Führungen
der Gewerkschaften haben fast nichts getan, um einen effektiven Kampf gegen die Krise zu
organisieren. Im Gegenteil: Die Spitzen von DGB, IGM oder ver.di haben das Krisen-Management,
d.h. die Abwälzung der Kosten auf die Massen, unterstützt.

Die LINKE schweigt nicht nur dazu, sie hat auch keinen einzigen Vorschlag, wie die Gewerkschaften
dazu gebracht werden könnten, den Kampf zu organisieren. Diese komplette Kritiklosigkeit
gegenüber der Gewerkschafts-Bürokratie ist ein grundlegender Mangel des Programm-Entwurfs und
offenbart zugleich, dass dieses Programm als Orientierung im Kampf ungeeignet ist. Selbst viele
Forderungen, die in die richtige Richtung weisen, nützen im Endeffekt wenig, wenn kein Weg
gezeigt wird, wie diese Ziele auch zu erreichen sind.

Ein Hauptproblem der LINKEN (und davor schon der PDS) ist die Orientierung auf Wahlen und den
bürgerlichen Parlamentarismus. Was sagt das neue Programm dazu? Nichts! Kein Wort dazu, wie
DIE LINKE den außerparlamentarischen Kampf auf den Straßen oder gar im Betrieb beleben will.
Doch nicht nur das. Der Programmentwurf macht auch ganz klar, dass selbst eine zukünftige,
„sozialistische“ Gesellschaft grundsätzlich nur eine parlamentarische wäre – „aufgepeppt“ mit mehr
betrieblicher Mitbestimmung und Volksbegehren.



Damit verbleibt DIE LINKE vollständig im Rahmen sozialdemokratischer Vorstellungen (und tw. der
stalinistischen Volksfrontstrategie). Auch einem Rätesystem wird so indirekt eine komplette Absage
erteilt. Zwar beruft man sich bisweilen gern auch mal auf Marx, doch von dessen Staatstheorie, die
gerade davon ausgeht, dass der bürgerliche Staatsapparat zerbrochen und durch einen
proletarischen räteartigen Halbstaat nach dem Modell der Pariser Kommune ersetzt werden muss,
will man nichts wissen. Nicht nur der Marxismus auf theoretisch-programmatischer Ebene, sondern
auch der reale Klassenkampf – und nicht zuletzt das Scheitern des Stalinismus – haben aber gezeigt,
dass ein der Form nach bürgerlicher Staatsapparat absolut ungeeignet ist, sozialistischen Zwecken
zu dienen. Auch an diesem Widerspruch ist das stalinistische System gescheitert.

Im 3. Abschnitt des Programmentwurfs wird versucht, die Kardinalfrage jedes Programms – die
Frage von Revolution oder Reform – zu beantworten. Dort heißt es:

„DIE LINKE kämpft in einem großen transformatorischen Prozess gesellschaftlicher Umgestaltung
für den demokratischen Sozialismus des 21. Jahrhunderts. Dieser Prozess wird von vielen kleinen
und großen Reformschritten, von Brüchen und Umwälzungen mit revolutionärer Tiefe
gekennzeichnet sein.“ (18)

Diese unklare Formulierung verschleiert im Kern nur, dass die Linkspartei eine Revolution nicht für
relevant hält. Ihre Konzeption – und das wird auch an vielen anderen Formulierungen sehr deutlich –
geht im Grunde davon aus, dass verschiedene Reformen in einem längeren historischen Prozess
letztlich einen qualitativ anderen Gesellschaftszustand herbeiführen. Wenn das ginge, wäre das
großartig – nur es geht eben nicht. So bleibt das Programm auch jeden Verweis darauf, wo sich ein
solcher qualitativer Effekt von Reformpolitik schon einmal eingestellt hätte, schuldig. Während DIE
LINKE sozusagen die Revolution für ein „Nebenprodukt“ von Reformen hält, besagt die historische
Erfahrung, dass es eher andersherum war. Gerade im Gefolge von Revolutionen – erfolgreichen wie
der russischen von 1917 und oft selbst nach gescheiterten wie der deutschen von 1918 – war die
Bourgeoisie in vielen Ländern gezwungen, der Arbeiterbewegung soziale und politische
Zugeständnisse zu machen.

Das im Programm-Entwurf dargelegte Konzept entspricht durchaus dem schon seit Jahren
wiederholt in der LINKEN vertretenen „Hegemonie-Konzept“. Dieses sieht die graduelle
Verschiebung der öffentlichen Meinung nach links vor, bis die „neoliberale Dominanz“ gebrochen
wäre. Davon abgesehen, dass der Neoliberalismus (v.a. neben dem Keynesianismus) nur eine
Spielart bürgerlicher Ideologie und kapitalistischen Krisenmanagements ist, übersieht die
Hegemonie-Vorstellung (wie auch das ganze vorliegende Programm), dass es im Klassenkampf wie
im Klassenverhältnis und auch in der Ideologie keine kontinuierliche Entwicklung, keinen
ungebrochenen Trend geben kann. Das ist allein schon aufgrund der zyklischen Schwankungen der
kapitalistischen Wirtschaft und der Krisen des Kapitalismus unmöglich.

Zudem ist das Hegemonie-Konzept ein idealistisches Konstrukt, indem es die Erringung der
Vorherrschaft auf ideellem Gebiet vom realen Klassenkampf und der Dynamik der materiellen
Verhältnisse abkoppelt. Dadurch, dass DIE LINKE nicht die Zuspitzung des Klassenkampfs und das
Offenbarwerden des Klassenantagonismus als Grundlagen der Umwälzung auch des Bewusstseins
des Proletariats als wesentlich annimmt, soll ihrer Meinung nach „nur“ oder vor allem der
Ideenkampf die Ideen und in Folge die Gesellschaft ändern.

Antworten auf die Wirtschaftskrise

Die Einschätzung der Dimension der weltweiten Wirtschaftskrise im Programmentwurf hebt sich
positiv von den Analysen etwa der GRÜNEN oder von attac ab, welche die Krise v.a. auf Probleme
im Finanzsektor zurückführen. Der Programm-Entwurf der LINKEN stellt fest:



„Der neoliberale Kapitalismus führt dazu, dass sich über einer stagnierenden Realwirtschaft eine
gewaltige Finanzblase aus Geldvermögen und Schulden aufbläht. Steigende Gewinne und die
Umverteilung der Einkommen zugunsten von Kapitalbesitzern und Besserverdienenden bewirken
einen riesigen Überschuss an weltweit anlagesuchendem Kapital.“ (19)

Und weiter: „Die tiefe Weltwirtschaftskrise, die im Jahr 2008 begann, ist die Krise einer
Wirtschaftsordnung, die allein für den Profit produziert und für die Bedarf nur dann existiert, wenn
er sich als zahlungskräftige Nachfrage geltend macht. Eine Konjunkturkrise, eine Strukturkrise und
die Krise der internationalen Finanzmärkte haben sich zur schwersten kapitalistischen
Weltwirtschaftskrise seit 1929 zugespitzt. Mit dieser Krise ist ein globales Modell an seine Grenzen
gelangt, das die Entwicklung des Kapitalismus in den vergangenen drei Jahrzehnten geprägt und
getragen hatte.“ (20)

Allerdings verweisen diese Passagen auch auf die verkürzte Annahme, dass nur der Neoliberalismus
„an seine Grenzen gelangt“ sei. Im Abschnitt „Die Weltwirtschaftskrise am Beginn des 21.
Jahrhunderts“ wird dieser Gedanke noch vertieft:

„Die neoliberale Politik hat durch Deregulierung, Liberalisierung und Privatisierung die Wurzeln für
die gegenwärtige Krise gelegt.“ (21)

Das Programm stellt nicht die Frage, warum sich riesige Kapitalmengen im spekulativen
Finanzsektor aufhäufen. Zwar wird von einer Strukturkrise gesprochen – doch was genau ist damit
gemeint? Offensichtlich nicht die ökonomischen Grundstrukturen des Kapitalismus.

Tatsächlich wurzelt die jetzige Krise nicht im Neoliberalismus, der im Zuge der Globalisierung
allerdings bestimmte Tendenzen noch verstärkt und beschleunigt hat. Die Krise wurzelt in den schon
seit den 1970ern aufgestauten und ungelösten Verwertungsproblemen des Kapitals. Fallende
Profitraten, infolge dessen stärkere Rationalisierungen, die wiederum zur immer stärkeren
Ersetzung lebendiger Arbeit durch Maschinerie führten und also immer größere Überkapazitäten
schufen, prägten die ökonomische Entwicklung der letzten Jahrzehnte.

In der Krise ist insofern nicht nur der Neoliberalismus, sondern der Kapitalismus insgesamt. Dieses
Fazit enthält das Programm jedoch nicht. Insofern verwundert es nicht, dass alle politischen
Schlussfolgerungen darauf hinauslaufen, den Leib des Kapitalismus vom „Geschwür“ des
Neoliberalismus zu befreien, um dem kapitalistischen Organismus zu neuer Vitalität zu verhelfen.
Dieses Ansinnen ist mit der Vorstellung verbunden, die wuchernde Finanzbranche zu stutzen und
die „gesunde“ und „produktive“ Realwirtschaft zu stärken. Für DIE LINKE bedeutet das konkret, die
großen exportorientierten Kapitale zu „bremsen“ – zugunsten der binnenmarktorientierten kleinen
und mittleren Unternehmen, d.h. zum Vorteil der weniger entwickelten, unproduktiveren Kapitale.

Dieses Konzept ist mit diversen politischen und ökonomischen Maßnahmen verbunden, durch
welche DIE LINKE eine Umverteilung von oben nach unten fördern, soziale Systeme und
Errungenschaften sichern sowie die demokratischen Einflussmöglichkeiten der Bevölkerung und der
Beschäftigten stärken will. Wir wollen hier nicht näher auf diese verschiedenen Vorschläge
eingehen. Sie sind im Grunde auch nicht neu.

Methodisch ist allen diesen Maßnahmen gemein, dass sie a) die ökonomischen Grundlagen und
Funktionsweisen des Kapitalismus (Privateigentum, Konkurrenz, Gewinnstreben, Warenproduktion,
Lohnarbeit) nicht angreifen und b) die bürgerlichen politischen Herrschaftsstrukturen
(Parlamentarismus, Staatsapparat) nicht infrage stellen, sondern nur modifizieren wollen. Die
Grundfrage, welche Klasse herrscht, wirft das Programm überhaupt nicht auf – allenfalls in der
Weise, dass die Dominanz der neoliberalen Abzocker und Shareholder gebrochen werden soll. Alle



anderen Kapitalisten, die „nur“ ganz „normal“ Profit machen wollen (und müssen!), können weiter
mit der Ausbeutung von Lohnarbeit fortfahren – wenn sie dabei nur nicht „über die Stränge
schlagen“.

Wirtschaftspolitik

In einem Punkt lehnen sich die Programm-AutorInnen im Abschnitt IV etwas weiter aus dem Fenster
– und sind hier durchaus linker als früher:

„Die privaten Banken sind für den Spekulationsrausch der vergangenen Jahre und die entstandenen
Milliardenverluste wesentlich verantwortlich. Private Banken müssen deshalb verstaatlicht,
demokratischer Kontrolle unterworfen und auf das Gemeinwohl verpflichtet werden. Durch strikte
Regulierung ist zu gewährleisten, dass der Bankensektor in Zukunft wieder seinen öffentlichen
Auftrag erfüllt: die zinsgünstige Finanzierung wirtschaftlich sinnvoller Investitionen insbesondere
auch kleiner und mittlerer Unternehmen, die Abwicklung des Zahlungsverkehrs und Bereitstellung
eines kostenlosen Girokontos für jedermann, sichere Anlage privater Ersparnisse.“ (22)

Grundsätzlich ist der Forderung nach Verstaatlichung der Banken natürlich zuzustimmen. Doch die
zentrale Frage ist dabei die der Kontrolle. Was bedeutet „demokratische Kontrolle“ – Kontrolle
durch das Parlament, durch Wirtschaftsvertreter, durch die Gewerkschaftsbürokratie? Offenbar
glaubt man, dass eine Kontrolle durch einen solchen Filz von „Spezialisten“ und Bürokraten, die
meist selbst als Anteilsinhaber ein Interesse an hoher Profitabilität der Banken und Fonds haben,
unabhängig, objektiv und effizient wäre.

Doch „Kontrollinstanzen“ solcherart gab und gibt es bereits zuhauf: Bankenaufsicht, Aufsichtsräte,
die Bundesbank, Kartellämter, Steuerbehörden usw. usf. Bekanntlich haben sie die Krise weder
geahnt noch verhindert.

Eine effektive Kontrolle wäre nur möglich, wenn sie durch Organe der Arbeiterklasse, die direkt von
der Basis bestimmt und kontrolliert würden, erfolgte. Gerade das ist im Programm jedoch nicht
vorgesehen.

Das im Programmentwurf vorgeschlagene Banken-Konzept offenbart aber noch einen weiteren
wesentlichen Fehler, der auch allen anderen wirtschaftspolitischen Ideen anhängt. DIE LINKE stellt
sich die Wirtschaft als eine Art Mechanismus vor, den man durch verschiedene politische
Maßnahmen nach und nach verändern und verbessern kann. Diese Ansicht übersieht zwei
wesentliche Dinge: Erstens ist die kapitalistische Wirtschaft nicht einfach eine bestimmte Struktur,
eine Art Mechanik, sondern ein Herrschaftsverhältnis, ein Klassenverhältnis. Jede Änderung in der
Struktur der Wirtschaft verändert natürlich auch dieses Klassenverhältnis. Oder andersherum:
Veränderungen im Wirtschaftsorganismus sind ohne den Kampf zwischen Kapital und Lohnarbeit
nicht möglich.

Die Krise bzw. die „Anti-Krisen-Maßnahmen“ der Regierungen zeigen überdeutlich, dass der Staat
nicht die Verantwortlichen für die Krise, also die Bourgeoisie, ja noch nicht einmal die größten
Abzocker, die Finanzhaie, zur Rechenschaft zieht. Im Gegenteil: Die Kosten werden den Massen
aufgehalst, das Finanzkapital wurde für seine Verluste entschädigt – ohne enteignet zu werden – und
seine Stellung gegenüber dem industriellen Kapital und dem Staat ist stärker denn je. Diese
Reaktion des Staates zeigt auch die reale und berechtigte Angst von Wirtschaft und Politik, dass der
Zusammenbruch des Finanzsektors einen Erdrutsch auslösen könnte – und würde! – der die gesamte
Wirtschaft mit sich reißt und die Grundfesten des kapitalistischen Systems erschüttert.

D.h., dass jede wirkliche Veränderung oder Verbesserung nur auf Kosten des Profitmachens der



Bourgeoisie möglich ist. Daher müssen die Kapitalisten und ihr Staat solchen Versuchen massiven
Widerstand entgegen setzen.

Die Vorstellung der LINKEN, durch Gesetze, Reformen, mehr Demokratie usw. – also durch das
Bewegen vieler Stellschräubchen und Hebelchen – die Mega-Maschine Kapitalismus grundsätzlich
zu ändern und dazu zu bringen, Profit zu machen und gleichzeitig das Wohlergehen der Menschheit
zu sichern, ist nichts als eine reine Wunschvorstellung. Ohne die Verfügungsgewalt des Kapitals zu
brechen, es also zu enteignen, ist eine andere Wirtschaft undenkbar. Ohne den Sturz der
Bourgeoisie und die Zerschlagung ihres Staatsapparates, ohne die Machtergreifung der
Arbeiterklasse sind selbst die grundlegenden Ziele der Linkspartei nicht erreichbar.

Die hier dargelegten ökonomischen Reform-Vorstellungen der LINKEN sind auch deshalb
illusorisch, weil sie verkennen, dass auch die kapitalistische Ökonomie innere Gesetzmäßigkeiten
hat, die man nicht einfach modifizieren oder partiell außer Kraft setzen kann.

Ein Beispiel: Wenn eine (verstaatlichte) Bank „demokratischer Kontrolle unterworfen und auf das
Gemeinwohl verpflichtet“ ist, wenn sie „strikt reguliert“ ist, um u.a. „die zinsgünstige Finanzierung
wirtschaftlich sinnvoller Investitionen“ zu gewährleisten, dann heißt das natürlich auch, dass diese
Bank nicht zugleich im spekulativen Bereich, wo es meist höhere Renditen gibt, aktiv sein kann. Die
Folge wäre, dass diese Bank gegenüber anderen Banken wirtschaftlich ins Hintertreffen geraten
würde. Über kurz oder lang wäre sie nicht konkurrenzfähig. Andere private Banken könnten u.U.
billigere Kredite anbieten, um die verstaatlichte Konkurrenz zu ruinieren.

Um diesem Problem zu entgehen, wäre es entweder notwendig, den Kapitalismus weltweit zu
stürzen oder wenigstens – vorübergehend – ein staatliches Außenhandelsmonopol zu errichten, um
die Konkurrenz des Weltmarktes auszuschließen bzw. deren Wirkungen zu begrenzen. Doch diese
Probleme stehen nicht auf der programmatischen Agenda der LINKEN. Schon daran zeigt sich, dass
ihre Wirtschaftreformen v.a. national gedacht sind. Stalins Theorie vom „Sozialismus in einem Land“
lässt grüßen!

Ein weiterer zentraler methodischer Fehler des Programmentwurfs besteht darin, nicht zu
verstehen, dass die Zurückdrängung des kapitalistischen Wertgesetzes nur möglich ist, wenn ein
anderer Mechanismus an dessen Stelle tritt: die gesellschaftliche Planung. Dieser Begriff taucht im
Programm jedoch gar nicht auf. Stattdessen wird eine „gemischte“ Wirtschaft als Ziel postuliert –
nicht nur im Kapitalismus, sondern auch für eine nachkapitalistische Gesellschaft.

Im Abschnitt „Eigentumsfrage und Wirtschaftsdemokratie“ wird gesagt: „Eine entscheidende Frage
gesellschaftlicher Veränderung ist und bleibt die Eigentumsfrage.“ (23)

Gleich danach folgt die Präzisierung, welche Eigentumsstruktur der LINKEN vorschwebt: ein
Nebeneinander verschiedener Eigentumsformen – inklusive des Bekenntnisses zum privaten
Unternehmertum. Worin also besteht die Änderung der Eigentumsverhältnisse, die der Linkspartei
vorschwebt?

„Wir wollen eine radikale Erneuerung der Demokratie, die sich auf wirtschaftliche Entscheidungen
erstreckt und sämtliche Eigentumsformen emanzipatorischen, sozialen und ökologischen Maßstäben
unterwirft.“ (24)

Kurzum: Das Privateigentum an Produktionsmitteln wird befürwortet, seine unvermeidlichen
„negativen Konsequenzen2, also die kapitalistische Konkurrenz, sollen jedoch wegreformiert
werden. Wie soll das möglich sein? Indem der bürgerliche Staat „emanzipatorische, soziale und
ökologische Maßstäbe“ setzen soll!



In Wirklichkeit verdeutlicht das nur, dass die Linkspartei die Eigentumsfrage nicht verstanden und
sie auf eine reine Reformfrage reduziert hat.

Für MarxistInnen hingegen ist es selbstverständlich, dass nur der revolutionäre Sturz des
Kapitalismus einen Übergang zu anderen Eigentumsverhältnissen überhaupt ermöglicht, dass auf
die revolutionäre Überwindung des Kapitalismus eine dem Sozialismus/Kommunismus vorangehende
Übergangsperiode (Diktatur des Proletariats) folgt. Diese Übergangsgesellschaft ist vom
widersprüchlichen Nebeneinander nachkapitalistischer Strukturen (z.B. Planung, gesellschaftliches
Eigentum) und Resten des Kapitalismus (Traditionen, Lebensweise, Reste von Privateigentum,
Einfluss des noch bestehenden kapitalistischen Weltsystems) gekennzeichnet – freilich nicht, um ein
friedlich-schiedliches „Nebeneinander“ dieser gegensätzlichen Formen zu sichern, sondern um die
Reste des Privateigentums zurückzudrängen und durch eine gesellschaftliche Planung zu ersetzen.

Die Entwicklung der Übergangsgesellschaft gen Kommunismus hängt wesentlich davon ab, ob a) der
Prozess der Weltrevolution weitergetrieben werden kann und b) die innere Entwicklung dadurch
gekennzeichnet ist, dass die nichtkapitalistischen Elemente sich gegen die alten Strukturen immer
weiter durchsetzen. Während a) für die LINKE als Problem offenbar nicht existiert, gibt sie bei b)
eine klar unmarxistische Antwort. Für sie ist eine „gemischte„ Wirtschaft auch für den Sozialismus
prägend.

Bezüglich der Stellung der Beschäftigten schlägt das Programm vor:

„Die Beschäftigten müssen realen Einfluss auf die betrieblichen Entscheidungen bekommen. Wir
setzen uns dafür ein, dass Belegschaften ohne Lohnverzicht an dem von ihnen erarbeiteten
Betriebsvermögen beteiligt werden. In wichtigen Fragen, etwa wenn Massenentlassungen oder
Betriebsschließungen geplant sind, muss es Belegschaftsabstimmungen geben.“ (25)

Wohlgemerkt: Das Programm skizziert hier eine Zukunftsperspektive und meint nicht nur Reformen
innerhalb des Kapitalismus!

Da wird sich die Arbeiterklasse aber freuen, wenn sie künftig Anteile an einem Betrieb haben kann,
der demnächst womöglich über die marktwirtschaftliche Wupper geht. Doch auch für diesen Fall hat
das Programm eine beruhigende Antwort parat: Die ArbeiterInnen können darüber abstimmen, wer
zuerst entlassen wird!

Imperialismus

In einer Frage dürfen wir auf das neue Programm der LINKEN besonders gespannt sein – v.a. in der
Frage Israels und des antiimperialistischen Kampfes. Immerhin gibt es innerhalb der LINKEN
zwischen eher „traditionellen“ Anti-ImperialistInnen und pro-israelischen Antideutschen (BAK
Shalom) einen offenen Widerspruch.

Daneben sorgte vor einigen Monaten auch Gregor Gysi für Zündstoff, als er in einer Grundsatzrede
einen Kniefall vor der „deutschen Staatsräson“ zelebrierte, das Existenzrecht Israels – also eines
Staates, der seit Jahrzehnten in der Region als Kettenhund des Imperialismus agiert und dessen
Gründung, Existenz und Politik auf der Unterdrückung und Vertreibung der PalästinenserInnen
fußen – verteidigte und jeder Form von bewaffnetem Widerstand gegen den Imperialismus eine
klare Absage erteilte.

Was sagt der Programmentwurf dazu? Nichts! Kaum ein Wort zur Frage Israels, kein Wort zur Frage
des Widerstands gegen den Imperialismus! Statt dessen behilft es sich mit der Hoffnung auf die
gescheiterte, utopische Zweitstaatenlösung und Appellen an den „Frieden“.



Doch keine klare Antwort sagt in diesem Fall mehr als tausend Worte! Die einzigen „konkreten“
Vorschläge dazu kommen aus der alten Mottenkiste des Reformismus: Abrüstung, Entwicklungshilfe,
Verbot von Angriffskriegen usw. Doch wie, bitte schön, soll das ohne Klassenkampf und letztlich
ohne Sturz des Kapitalismus möglich sein?!

Beim alten Universal-Slogan, dass die UNO als Konfliktlöserin wirken solle, befällt sie immerhin
selbst ein gewisser Zweifel, der sich in der Forderung, dass die UNO demokratisiert werden müsse,
ausdrückt. Dass die UNO natürlich auch nach einer „Demokratisierung“ ein Organ kapitalistischer
Staaten ist und zudem unter der Dominanz des Imperialismus bliebe, ficht die Friedensengel der
LINKEN aber nicht an.

Die Widersprüchlichkeit und Realitätsfremdheit des Programmentwurfs kommt am krassesten in den
Passagen zur EU zum Ausdruck. Auf mehreren Seiten werden sämtliche frommen Wünsche der
Linkspartei an eine reformierte EU zusammengetragen. Demokratisch, ökologisch, sozialstaatlich
und friedlich soll es zugehen (26) – und  das alles auf dem Boden des Kapitalismus!

Auch zum Weltimperialismus hat das Programm Bedeutsames mitzuteilen. Ein neuer Imperialismus
entstehe in einem entdemokratisierten Raum. Mächtige Fraktionen der Machteliten der Vereinigten
Staaten hätten deren globale Vorherrschaft zum Ziel. Auch die EU würde zunehmend aggressiv, um
in der weltweiten Auseinandersetzung um Macht, Einfluss und natürliche Ressourcen ihre Stellung
auszubauen. Kriege, einschließlich präventiver Angriffskriege, würden führenden Kräften der USA,
der NATO und der EU wieder als taugliche Mittel der Politik gelten.

Wir fragen uns: Was ist der „neue Imperialismus“, der „entsteht“? Wodurch unterscheidet er sich
vom „alten“? Stimmt Lenins Imperialismustheorie – oder ist sie überholt? Was ist ein
„entdemokratisierter Raum“? Wer sind die „mächtigen Fraktionen“ und “Machteliten“? Könnte es
sich bei ihnen eventuell um die Bourgeoisie handeln? Warum gelten Kriege „wieder als taugliche
Mittel der Politik“? War es schon einmal anders?

Fragen über Fragen, auf die das Programm keine Antworten gibt. Hier gilt offenbar das Motto:
Wenn wir schon nicht für Klarheit sorgen können, wollen wir wenigstens Verwirrung stiften.

Stattdessen hält die LINKE umso entschlossener und sturer an den vorgeblichen Heilmitteln der
bürgerlichen Ordnung fest, um Frieden usw. zu schaffen. Was tun gegen imperialistischen Krieg?
Den Krieg ächten? Durch wen? Durch die Vereinten Nationen, die endlich reformiert und gestärkt
werden müssen! (27)

Gemeinsam für einen Politikwechsel und eine bessere Gesellschaft

So ist Abschnitt V des Programmentwurfs überschrieben. Es ist kein Zufall, dass hier nur vom
Wechsel der Politik die Rede ist und nicht etwa von Klassenkampf. Unter Politik versteht DIE LINKE
auch gemäß dem neuen Programmentwurf v.a. die Ausnutzung der Spielräume bürgerlicher
Demokratie und ein „linkes“ Krisenmanagement in Form der Beteiligung an bürgerlichen
Regierungen. Mobilisierungen dienen eher Wahlkampfzwecken und als politisches Druckmittel,
nicht jedoch dazu, eine gesellschaftliche Kraft aufzubauen, die im Alltag des Klassenkampfes eigene
Kampf- und Machtorgane aufbaut und eine über den Kapitalismus hinausgehende Dynamik
entwickeln kann.

Diese reformistische Orientierung soll an zwei Beispielen verdeutlicht werden. Beispiel Afghanistan-
Krieg: Die Linksfraktion im Bundestag protestierte geschlossen und medienwirksam gegen den
Afghanistan-Einsatz der Bundeswehr und wurde deshalb des Saales verwiesen. Eine richtige und
entschlossene Aktion! Doch als in derselben Woche in Berlin eine bundesweite Protestaktion zum



gleichen Thema stattfand, kamen nur einige dutzend Linkspartei-GenossInnen dorthin. Diese fatale
Mobilisierungsschwäche wird in der Partei jedoch kaum diskutiert und auch das Programm enthält
keinen Vorschlag, wie das Problem behoben werden könnte.

Beispiel politischer Streik. Der Programmentwurf fordert richtigerweise die Legalisierung
politischer Streiks bzw. des Generalstreiks. Doch mit der juristischen Behandlung dieser Frage ist
das Problem für die LINKE auch schon erledigt – als ob sich die Fragen, wie, wozu und von wem
politische (Massen-)Streiks organisiert werden, von selbst beantworten würden. Das Programm
macht weder klar, dass ohne politischen Massenstreik bzw. Generalstreik die derzeitigen – und umso
mehr die kommenden – massiven Angriffe von Staat und Kapital kaum abgewehrt werden können; es
macht v.a. auch keine Aussage dazu, wie solche Kampfmaßnahmen gegen die Bremser im
Gewerkschaftsapparat durchgesetzt werden könnten; es zeigt weder Mittel noch Methoden auf, wie
solche generellen Mobilisierungen vorbereitet und organisiert werden könnten.

Dass politische Massenstreiks bzw. ein Generalstreik objektiv auch die Machtfrage im Land
aufwerfen würden, ahnen die „Vordenker“ der LINKEN offenbar nicht – oder besser: sie wollen es
nicht wissen.

Ein Linksschwenk?

Bürgerliche Politiker und Medien stellten fast unisono einen „Linksruck“ der Linkspartei fest, der
sich auch im Programmentwurf niederschlagen würde. Die Absicht dieser „Analysen“ ist leicht zu
durchschauen: Sie sollen die LINKE als „radikal“ und „unseriös“ bei den WählerInnen madig
machen. Zugleich soll die SPD davor gewarnt werden, mit der LINKEN zu koalieren. Gleichwohl
teilen auch viele Linke innerhalb und außerhalb der Linkspartei die Einschätzung vom
„Linksschwenk“. Trotzdem sind diese Einschätzungen falsch. Warum?

Erstens kann der Charakter eines Partei-Programms natürlich nicht v.a. daran gemessen werden,
wie viel „linke“ Positionen darin enthalten sind oder ob es linker ist als das vorherige Programm,
was z.T. sogar zutrifft. Der Maßstab muss sein, wie viel das Programm leistet, um den Klassenkampf
wirklich voran zu bringen und welche historische Perspektive es zeichnet. Wir glauben, mit dieser
Kritik deutlich gezeigt zu haben, dass der Programm-Vorschlag des Parteivorstands der LINKEN
sich a) methodisch von früheren Programmen nicht unterscheidet und b) überhaupt keine, sehr
ungenügende oder gar falsche Vorschläge unterbreitet, wie der Klassenkampf weiterentwickelt
werden kann.

Das Programm ist tw. „linker“ als frühere Programme, sicher ist es auch linker als die politische
Praxis der LINKEN, v.a. in den von ihr gestellten Landesregierungen und Kommunalgremien. Doch
das ändert nichts daran, dass es insgesamt reformistisch – und noch nicht einmal linksreformistisch
– ist; es ändert nichts daran, dass es an der Grundorientierung auf Parlamentarismus festhält; es
ändert nichts daran, dass es an der Illusion der schrittweisen Reform des Kapitalismus und an der
Ablehnung einer revolutionären Strategie und des Marxismus festhält.

Es ist v.a. ein Ausdruck des Flügels um Lafontaine und Ernst und des (v.a. westdeutschen)
gewerkschaftlichen Milieus der Partei. Das erklärt auch die offene Kritik am Entwurf aus den Reihen
der „Realos“ um Bartsch oder Ramelow, dem Mitregierer-Flügel und dem Gros des ostdeutschen
(alten PDS)-Apparates.

Für MarxistInnen und alle klassenbewussten ArbeiterInnen und Linken kann es nur eine Position zu
diesem Programm geben: ein klares Nein! Die Alternative zu jedem reformistischen Programm ist
nicht ein linkeres, sondern ein revolutionäres!



Mit dem Programm-Entwurf wird der Versuch unternommen, das Reformhaus der LINKEN etwas zu
verschönern und für das Publikum attraktiver zu machen. Doch wer genau hinsieht, wird feststellen,
dass die Tapete die Risse in den Wänden nicht verbergen kann. Die Stockflecken des morschen
Mauerwerks schlagen überall durch. Und am Dachschaden und den bröckelnden Fundamenten
ändert auch eine neue, rötlich funzelnde Wandlampe nichts!

Die Linken in der Linkspartei zum Programm

Der reformistische Nonsens, der sich in den provisorischen Programmen wie im neuen Entwurf
findet, trübt freilich keineswegs die Begeisterung der „Parteilinken“ für die „Verbesserungen“, ja für
das Programm selbst. Das trifft insbesondere auch auf Christine Buchholz zu, ihres Zeichens
Mitglied im „trotzkistischen“ Netzwerk Marx 21 und ebenso wie Sarah Wegenknecht Mitglied der
Redaktionskommission des Parteivorstandes, der den endgültigen Entwurf erarbeitete:

„Die Art und Weise, wie die Debatte gelaufen ist, stimmt mich da sehr zuversichtlich: Wir haben am
Wochenende eine konstruktive Diskussion gehabt, nach der es weder Sieger noch Besiegte gibt. Ich
persönlich bedaure z.B., dass unsere ‚Haltelinien‘ geschwächt sind, andere kritisieren andere Punkte
– aber die Richtung stimmt.” (28)

Der von Anfang bis zum Ende reformistische, auf eine Verbesserung des Kapitalismus im Rahmen
des „demokratischen Sozialismus” abzielende Text lässt auf 44 Seiten immerhin eine klare
Stoßrichtung erkennen, die Wesen und Praxis der Linkspartei entspricht. Zur Regierungsfrage heißt
es dort:

„Parlamentarische Opposition wie auch das Wirken in Regierungen sind für DIE LINKE Mittel
politischen Handelns und gesellschaftlicher Gestaltung. Der Kampf für die Verbesserung der Lage
von Benachteiligten, die Entwicklung und Durchsetzung linker Projekte und Reformvorhaben, die
Veränderung der Kräfteverhältnisse und die Einleitung eines Politikwechsels sind der Maßstab für
den Erfolg unseres politischen Handelns.“ (29)

Und weiter: „DIE LINKE strebt dann eine Regierungsbeteiligung an, wenn wir damit eine
Verbesserung der Lebensbedingungen der Menschen erreichen können. So lässt sich die politische
Kraft der LINKEN und der sozialen Bewegungen stärken und das bei vielen Menschen existierende
Gefühl von Ohnmacht und Alternativlosigkeit zurückdrängen. Regierungsbeteiligungen sind konkret
unter den jeweiligen Bedingungen zu diskutieren und an diesen politischen Anforderungen zu
messen.“ (30)

Diese Bedingungen für eine Regierungsbeteiligung kann natürlich auch die SPD unterschreiben.
„Verbesserung der Lebensbedingungen der Menschen“ hat schließlich noch jede/r bürgerliche
PolitikerIn versprochen. Gegenüber solchen Allerweltsversprechen kümmert der Klassencharakter
einer Regierung erst gar nicht.

Dass eine Regierung, die sich auf das bürgerliche Parlament und den bürgerlichen, bürokratischen
Staat stützt, immer – auch ganz ohne jeden Sozialabbau übrigens! – eine Regierung des Kapitals ist
und sein muss, von dieser Grunderkenntnis des Marxismus findet sich nicht nur bei der Linkspartei,
sondern auch bei der „Sozialistin“ Buchholz keine Spur. Der große Malstrom der Parteilinken, die
AKL, auf die wir weiter unten eingehen, gibt sich zwar etwas kritischer als Buchholz und mahnt
„Nachbesserungen“ beim Text an – eine grundsätzliche Kritik gibt es aber natürlich auch von ihnen
nicht.

Buchholz, Frontfrau von Marx21 und „Sozialistin von unten“, geht nicht einmal so weit. Vielmehr
stimmt sie eine Debatte, die bei solchen bürgerlichen Positionen endet, so „zuversichtlich“, dass sie



auch dem „Ergebnis“ zugestimmt hat.

Dass der „neue Entwurf“ keinen Schritt vorwärts brachte, war von einer Linkspartei, die von Beginn
an fest auf dem Boden von Kapitalismus und bürgerlicher Demokratie steht, bei nüchterner
Betrachtung nicht zu erwarten. Bemerkenswert ist vielmehr, dass es der LINKEN nicht nur an der
Regierung an „Haltelinien“ mangelt, sondern auch der Parteilinken, wenn es um die Schönrederei
solcher Texte und die weitere Anbiederung an die Parteispitze geht.

Programmverständnis

Lehrreich ist freilich, wie in der Linkspartei „Programmdebatten“ betrieben werden. Der Inhalt ist
Nebensache. Hauptsache, es gibt weder Sieger noch Besiegte, nachdem Marxismus und Sozialismus
offenkundig längst auf der Strecke geblieben sind. Wenn es um Grundsatzfragen geht, schachern
alle Fraktionen der Partei wie auf einem Jahrmarkt. Und sollten sich die „DenkerInnen“ der
verschiedenen Strömungen nicht einigen können, so geht der muntere Schacher eben weiter. Die
politische Praxis der Partei wird davon ohnedies nicht tangiert. Schließlich ist auch den naiveren
Gemütern in der LINKEN bewusst, dass das Programm nicht als Richtschnur eigenen Handelns oder
gar als verbindlich missverstanden werden soll.

Daher folgt dem Programmschacher sicher bald der eigentlich wichtige Schacher, der in einer
Parlamentspartei die Gemüter allemal mehr erhitzt als „Programmfragen“ – der Postenschacher.

Die Antikapitalistische Linke (AKL) – insgesamt zufrieden

Nicht viel anders verhält sich die AKL. „Im großen und ganzen bin ich zufrieden”, so äußerte sich
Tobias Pflüger, seines Zeichens anti-militaristische Vorzeigefigur und Vorstandsmitglied der
Linkspartei zum Programmentwurf in der Jungen Welt vom 30.5.11. Wie schon Buchholz moniert
auch Pflüger einige Punkte und mahnt Verbesserungen an.

„Die Forderung nach einer besseren Legitimation des Sicherheitsrates ist missverständlich und
problematisch. Der UN-Sicherheitsrat legitimierte in einer noch nie da gewesenen Weise den
Libyen-Krieg, die von der UN mitverantwortete Militärintervention in der Elfenbeinküste war sehr
parteiisch. Wir müssen dagegen eine UNO fordern, die demokratisiert und nicht militarisiert wird.
Da findet der Parteitag sicher noch einen Konsens.” (31)

Diese Kritik wirft ein bezeichnendes Licht auf die strategischen Vorstellungen der „Linken” in der
Partei. Die Kritik an der UNO kommt über radikalere Gemeinplätze nicht hinaus. Die Institution der
UNO als „Weltgemeinschaft”, in der unterdrückende, imperialistische Nationen vorgeblich
gleichberechtigt mit den unterdrückten Nationen an einem Tisch sitzen und der Welt
„Gerechtigkeit” verschaffen sollen, wird erst gar nicht in Frage gestellt.

Die Dominanz der UNO durch die imperialistischen Großmächte erscheint Pflüger nicht als
notwendiges Resultat einer imperialistischen Weltordnung, sondern bloß als Ergebnis fehlender
Demokratisierung.

SAV – eine grundlegende Kritik?

Die linkeste Haltung zum Entwurf nimmt die SAV ein. Anders als AKL, die „Sozialistische Linke” und
Marx21 kritisiert die SAV etliche Passagen des Entwurfs scharf und lehnt die Zustimmung der
Parteilinken Buchholz und Wagenknecht zu den Formelkompromissen in der Regierungsfrage ab. In
einem ausführlicheren Beitrag „Zum zweiten Entwurf für das Parteiprogramm der LINKEN”
charakterisiert Heino Berg den Entwurf folgendermaßen:



„Die Überarbeitung bestätigt zwar den antikapitalistischen Grundtenor des unter anderem von
Oskar Lafontaine vorgelegten 1. Entwurfes gegen das seit Monaten anhaltende publizistische
Sperrfeuer des rechten Parteiflügels, verwässert jedoch wichtige Schlüsselpositionen sozialistischer
Gesellschaftsveränderung. In der Regierungsfrage, also beim Lackmustest für deren
Glaubwürdigkeit, schleift der neue Entwurf weitere Hürden für eine Regierungskoalition mit
prokapitalistischen Parteien. Dagegen sind beim Erfurter Parteitag Änderungsanträge notwendig.”
(32)

Wie wir in unserer Auseinandersetzung mit dem Programmentwurf gezeigt haben, können wir
deutlich sehen, dass es selbst mit einer größeren Zahl von Änderungsanträgen nicht möglich wäre,
seinen grundlegenden Charakter zu ändern. Genau dabei endet aber der linke Touch der Kritik von
Heino Berg. Im Grunde anerkennen nämlich auch er und die SAV den angeblich „antikapitalistischen
Grundtenor” des 40seitigen Entwurfs. In Wirklichkeit sind es 40 Seiten reformistischer Strategie,
Einschätzung, Verklärung und Programmatik.

Doch genau davor, den Charakter des Programms klar zu charakterisieren, scheut auch Berg
zurück. Statt die für MarxistInnen grundlegende Frage nach dem Klassenstandpunkt, den das
Programm vertritt, aufzuwerfen und zu beantworten, schwadroniert Berg trotz aller
„Aufweichungen” vom einer angeblich grundsätzlich richtigen „anti-kapitalistischen Stoßrichtung”.

Wir haben oben gezeigt, dass das reformistische Programm – wie die reformistische Politik selbst –
einen bürgerlichen Charakter hat. Der neue Programmentwurf der Linkspartei verteidigt keinen
revolutionären Klassenstandpunkt des Proletariats, sondern den Standpunkt bürgerlicher
Reformpolitik. Er verteidigt das bestehende parlamentarische System, lehnt die grundlegenden
Lehren des Marxismus und der revolutionären Arbeiterbewegung ab, stellt den Sozialismus als eine
„gemischte Wirtschaft” dar usw. usf.

Folgerichtig tritt das Programm der Linken – und umsomehr die Partei selbst – für Beteiligung an
bürgerlichen Regierungen (ob nun mit oder ohne Versprechen, keinen Sozialabbau durchzuführen)
ein. Die Haltung der Reformisten in der Linkspartei zur Regierungsfrage ist hier durchaus
folgerichtig, weil ihr im Grunde links-bürgerliches keynesianisches Reformprogramm zu seiner
Verwirklichung tatsächlich eine Regierung braucht, die sich auf die Institutionen des bürgerlichen
Staates stützt. Es gehört zum immer wiederkehrenden Schicksal solcher Reformpolitik, dass – die
reformistische Partei einmal an der Regierung – selbst bescheidene Reformen oft nur Abfallprodukt
radikalerer Kämpfe sind, wohingegen die Reformisten an der Regierung selbst ihr bürgerliches
Programm nicht ernsthaft umzusetzen versuchen. Sollten sie es doch probieren, werden sie von der
herrschenden Klasse und ihrem Staat rasch in die Schranken gewiesen.

Das Elend der SAV besteht aber – wie im Grund das aller „linken” Kritiker in der Linkspartei – darin,
so zu tun, als könnten die rechten, bürgerlichen Prämissen des Programms beliebig mit „Anti-
Kapitalismus” verbunden oder verbessert werden.

Genau darin besteht die Gemeinsamkeit von Marx21, AKL, KPF und SAV. Werden ein paar weitere
Haltelinien eingezogen, einzelne Positionen klarer ausgesprochen, so würden die Differenzen fast
zur Gänze verschwinden.

Allesamt leugnen sie den bürgerlichen Charakter nicht nur des Programms der Partei DIE LINKE,
sondern auch der Partei selbst. Wie wir gezeigt haben, ist die Linkspartei eine „besondere”
bürgerliche Partei, eine bürgerliche Arbeiterpartei, die sich aufgrund ihrer sozialen Verankerung,
ihrer Rolle in Bewegungen, ihrer historischen Wurzeln auf die Arbeiterklasse stützt, und Teil einer,
wenn auch ideologisch bürgerlich geprägten, Arbeiterbewegung ist.



Insofern unterscheidet sie sich von CDU, FDP, GRÜNEN (nicht jedoch von der SPD). Sie
unterscheidet sich insofern, als RevolutionärInnen gezwungen sind, besondere politische Taktiken
anzuwenden, um die proletarische Basis, linke AktivistInnen, GewerkschafterInnen usw. in den
gemeinsamen Kampf zu ziehen und letztlich von dieser Partei zu brechen. Warum? Weil DIE LINKE
letztlich ein Instrument zur politischen Bindung der Arbeiterklasse an den Kapitalismus und die
bürgerliche Gesellschaft, letztlich eine Partei zur Verteidigung der bestehenden Verhältnisse ist.

Um diese ArbeiterInnen von der Linkspartei (wie auch von der SPD und der reformistischen
Gewerkschaftsbürokratie) zu brechen, ist die Anwendung der Einheitsfronttaktik zweifellos
unerlässlich. Doch diese wird letztlich ihrer revolutionären Qualität vollständig beraubt, geht sie
nicht auch mit einem offenen, unversöhnlichen Kampf gegen die reformistische Theorie, Strategie,
Programmatik und Praxis dieser Partei einher. Halbheiten helfen hier nicht weiter. Unklarheit über
den Charakter der Linkspartei und ihre Politik, hilft letztlich der Parteiführung und Bürokratie –
nicht den Linken.
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